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Eigenart der Landschaft und „Schönheit“ derselben; aus voneinan-
der getrennten Teilgebieten bestehendes Landschaftsschutzgebiet;
Notwendigkeit der Abwägung der sich gegenüberstehenden Interes-
sen seitens der Naturschutzbehörde; Berücksichtigung von Einzelin-

teressen durch ein System von Ausnahme- und Befreiungsregelungen

 

Leitsatz

1. Die „Eigenart der Landschaft“ i.S.d. § 26 Abs 1 Nr 2 BNatSchG betont ihren typischen Charak-
ter und ihre Gestalt; ästhetische Gesichtspunkte im Sinne von „Schönheit“ spielen hierbei keine
entscheidende Rolle.(Rn.44)

2. Ein Landschaftsschutzgebiet kann auch aus mehreren voneinander getrennten Teilgebieten
unterschiedlicher Größe bestehen, wenn die einzelnen Teilgebiete durch den in der Landschafts-
schutzgebietsverordnung festgelegten Schutzgegenstand und die Schutzzwecke verbunden
sind.(Rn.40)

3. Bei der Abwägung der sich gegenüberstehenden Interessen muss die Naturschutzbehörde
mit Ausnahme von konkret zutage tretenden Interessenkonflikten nicht sämtliche tatsächli-
chen oder mutmaßlichen Nutzungsinteressen in den Blick nehmen; den Anforderungen des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes ist grundsätzlich Genüge getan, wenn etwaigen Einzelinteressen
durch ein System von Ausnahme- und Befreiungsregelungen Rechnung getragen und auf die-
sem Weg eine Würdigung konkreter Fallgestaltungen im Rahmen einer Einzelfallbeurteilung er-
möglicht wird.(Rn.83)

Sonstiger Orientierungssatz

Unwirksamkeit einer Landschaftsschutzgebietsverordnung (verneint);

Schutzwürdigkeit eines Gebiets trotz Einbeziehung von intensiv landwirtschaftlich genutzten
Grundstücken (bejaht);

Willkür bei der Grenzziehung (verneint)
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Verfahrensgang
nachgehend BVerwG 4. Senat, 19. Dezember 2017, Az: 4 BN 32/17, Beschluss

Tenor

I. § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Verordnung des Landkreises München über das Landschafts-
schutzgebiet „Hachinger Tal im Gebiet der Gemeinden Oberhaching und Taufkirchen“ vom 11.
April 2014 ist insoweit unwirksam, als eine Erlaubnispflicht für das Fahren und Abstellen von
Kraftfahrzeugen auf im Gebietsumgriff liegenden Grundstücken mit baurechtlich zulässigen Nut-
zungen besteht.

II. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

III. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.

IV. Das Urteil ist im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar. Die Antragstellerin kann die Vollstre-
ckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des zu vollstreckenden Betrags ab-
wenden, wenn nicht der Antragsgegner vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

V. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

1 Die Beteiligten streiten über die Wirksamkeit der Verordnung des Landkreises München über
das Landschaftsschutzgebiet „Hachinger Tal im Gebiet der Gemeinden Oberhaching und Tauf-
kirchen“ vom 11. April 2014 (nachfolgend: Landschaftsschutzgebietsverordnung).

2 Die Antragstellerin ist Eigentümerin der Grundstücke
FlNr. .../..., .../..., .../..., ..., ..., ..., ..., ..., ..., .../..., ..., ..., ..., ..., ..., ..., .../..., ..., ..., ..., ..., .../..., ..., ..., .../..., ..., ..., ...
und ..., jeweils Gemarkung Taufkirchen. Sie betreibt auf den Grundstücken einen landwirtschaft-
lichen Betrieb. Die Grundstücke sind im nördlichen Teilbereich des Landschaftsschutzgebiets
gelegen, im Wesentlichen nördlich, zum Teil aber auch südlich der Bundesautobahn A 995
(nachfolgend: A 995).

3 Auf den Grundstücken FlNr. ..., ..., ..., ... und ... befindet sich die landwirtschaftliche Hofstelle
(nachfolgend: Hofstelle P...), bestehend aus dem Betriebsleiterwohnhaus, dem Altenteilerwohn-
haus und landwirtschaftlichen Nutzgebäuden mit einer überbauten Gesamtfläche von insge-
samt ca. 1600 m². Bei einem Teil der landwirtschaftlichen Nutzgebäude erfolgte eine baurecht-
lich genehmigte Nutzungsänderung von landwirtschaftlicher zu gewerblicher Nutzung. Ebenfalls
auf den o.g. Grundstücken befindet sich der zur Hofstelle gehörende Hausgarten sowie auf den
Grundstücken FlNr. ... und .../... ein Damwildgehege. Die übrigen Flächen werden, soweit es sich
nicht um Wirtschaftswege handelt, überwiegend zum intensiven landwirtschaftlichen Ackerbau
genutzt; derzeit wird Winterweizen angebaut.

4 Die Grundstücke der Antragstellerin, unter anderem auch die Hofstelle P..., die durch den P...
Weg erschlossen wird, liegen größtenteils im Umgriff des Bebauungsplans Nr. 43 „Gassenfeld“
der Gemeinde Taufkirchen vom 20. Januar 1986. Laut Begründung sollte mit dem Bebauungs-
plan sichergestellt werden, dass die Flächen im Geltungsbereich als Freiraum erhalten bleiben.
Nach dem Regionalplan der Region München liegen die streitgegenständlichen Grundstücke in
einer Fläche, die als Trenngrün Nr. 28 und 29 ausgewiesen ist. Als Ziel ist hierzu unter Nr. 4.2.3.
formuliert: „Trenngrün soll das Entstehen großflächiger und bandartiger Siedlungsstrukturen
vermeiden und die Freiflächen zwischen aufeinander zuwachsenden Siedlungseinheiten erhal-
ten und sichern“.

5 Die öffentliche Auslegung des Entwurfs der Landschaftsschutzgebietsverordnung wurde im
Amtsblatt des Landkreises München Nr. 30 vom 4. Dezember 2013 erneut bekanntgemacht,
nachdem die im ersten Auslegungsverfahren vorgebrachten Bedenken und Anregungen zu er-
heblichen Änderungen des ursprünglichen Entwurfs geführt hatten. Die öffentliche Auslegung
erfolgte in der Zeit vom 12. Dezember 2013 bis 13. Januar 2014. Am 31. März 2014 beschloss
der Kreistag des Antragsgegners den Erlass der Landschaftsschutzgebietsverordnung. Die Land-
schaftsschutzgebietsverordnung wurde am 11. April 2014 ausgefertigt und im Amtsblatt des An-
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tragsgegners Nr. 14 vom 2. Mai 2014 veröffentlicht. Sie trat nach ihrem § 9 am 3. Mai 2014 in
Kraft.

6 Das Landschaftsschutzgebiet umfasst eine Fläche von ca. 193 ha und besteht aus vier Teilge-
bieten, die größtenteils geographisch nicht miteinander in Verbindung stehen: ein nördliches
Teilgebiet südlich von Taufkirchen, ein westliches Teilgebiet (westlich des Ortsteils Furth der Ge-
meinde Oberhaching) und zwei östlich von Oberhaching gelegene Teilgebiete.

7 Zweck des Landschaftsschutzgebiets ist nach § 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung,

8 1. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zu erhalten und wiederherzustellen, sowie die
Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft zu bewahren, insbesondere

9 a) einen landschaftsgeschichtlich bedeutsamen und naturnahen Landschaftsraum, den noch
unbebauten Talraum des Hachinger Tals zwischen Oberhaching und Taufkirchen einschließ-
lich des überregional bedeutsamen Feuchtwiesenkomplexes in Taufkirchen und der Hang-
kanten des Urstromtals der Isar im Naturraum Münchner Schotterebene zu schützen und zu
entwickeln,

10 b) für die dortigen Vorkommen der in Bayern und im Naturraum gefährdeten und rückläufi-
gen Pflanzen- und Tierarten den erforderlichen Lebensraum zu schützen und zu entwickeln,

11 2. die besondere Bedeutung für die Erholung und den Naturgenuss zu gewährleisten, insbe-
sondere ein bevorzugtes Naherholungsgebiet zu sichern und den Erholungsverkehr zu ord-
nen und zu lenken.

12 Mit ihrem am 6. November 2014 beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof gestellten Normen-
kontrollantrag beantragt die Antragstellerin zuletzt,

13 die Verordnung des Landkreises München über das Landschaftsschutzgebiet „Hachinger Tal
im Gebiet der Gemeinden Oberhaching und Taufkirchen“ für unwirksam zu erklären.

14 Zur Begründung des Normenkontrollantrags wird in verfahrensrechtlicher Hinsicht vorgetragen,
aufgrund wesentlicher Änderungen des ursprünglichen Entwurfs sei eine nochmalige Auslegung
der Landschaftsschutzgebietsverordnung erfolgt. Die Änderungen des ersten Entwurfs seien im
Verwaltungswege vorgenommen worden, beschlussfassende Organe des Landkreises München
seien damit nicht befasst worden.

15 In materieller Hinsicht könne die Landschaftsschutzgebietsverordnung insbesondere hinsichtlich
der Grundstücke der Antragstellerin nicht auf die Ermächtigungsgrundlage des § 26 BNatSchG
gestützt werden. Der Schutzbereich des § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sei nicht eröffnet, da auf
den intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen weder Lebensstätten noch Lebensräume be-
stimmter Tier- und Pflanzenarten zu erwarten oder vorhanden seien. Lediglich in unmittelbarer
Nähe des Hachinger Bachs befänden sich Lebensräume bestimmter Tierarten. Für deren Schutz
reiche jedoch die Kartierung im Bereich des Hachinger Bachs als Biotop aus. Die Grundstücke
der Antragstellerin erfüllten auch nicht die Funktion einer Pufferzone, da die Entfernungen zwi-
schen diesen und den an sich naturschutzwürdigen Bereichen mit bis zu 1000 m zu groß seien.
Zum Teil seien die Flächen aber auch durch Infrastrukturbauwerke voneinander so stark abge-
trennt, dass es sich bei ihnen nicht um mit den schutzwürdigen Flächen zusammenhängende
Schutzstreifen handeln könne.

16 Eine Schutzgebietsausweisung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG komme ebenfalls nicht in Be-
tracht, da es sich bei den streitgegenständlichen Grundstücken nicht um eine schöne vielfältige
Landschaft handele, sondern um intensiv landwirtschaftlich genutzte Grundstücke ohne beson-
dere Topografie, die zudem durch massive menschliche Eingriffe, wie Bundesautobahn (A 995),
Staats- und Kreisstraßen (St 2368, M 11) und den Bahndamm, der das Landschaftsschutzgebiet
im Nordwesten abgrenze, geprägt seien. Hinzu komme, dass im westlichen Bereich nördlich der
A 995 keine prägende Hangkante mehr existiere. Für die im östlichen Bereich noch vorhande-
ne Hangkante – außerhalb der Grundstücke der Antragstellerin – sei ein Schutz der Eigenart der
Landschaft nicht mehr möglich, da diese Hangkante durch die hinterliegende Bebauung über-
prägt sei. Entsprechendes gelte für die südlich der A 995 in einem kurzen Teil sichtbare Hang-
kante. Auch diese sei durch die daran anschließende Bebauung im Ortsteil Furth überprägt.
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17 Auch eine Unterschutzstellung zu Erholungszwecken (§ 26 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) komme nicht
in Betracht, da es sich bei den Grundstücken nicht um eine besonders schöne Landschaft han-
dele, die frei von störenden Zivilisationserscheinungen sei. Vielmehr sei das gesamte Gebiet
optisch von Zivilisationserscheinungen wie Straßenbauten und Straßenbauwerken sowie Sied-
lungsbauten geprägt und zudem durch die o.g. Verkehrswege stark lärmbeeinflusst. Damit wei-
se das Gebiet keinen herausgehobenen Wert für die natur- und landschaftsverträgliche Erho-
lung auf. Hinzu komme, dass die intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen für Erholungs-
suchende überhaupt nicht erlebbar seien, weil sie nicht erreichbar bzw. begehbar seien. Zwar
bestehe grundsätzlich ein Betretungsrecht nach Art. 27 ff. BayNatSchG. Dieses werde aber
durch Art. 30 BayNatSchG für land- und forstwirtschaftliche Flächen während der Nutzzeit ein-
geschränkt. Aufgrund der ganzjährigen Bodenbedeckung beim Ackerbaubetrieb der Antragstel-
lerin sei ein Betreten der landwirtschaftlichen Fläche grundsätzlich ausgeschlossen. Wegever-
bindungen über die landwirtschaftlich genutzten Flächen hinweg, die zu Zwecken der Naherho-
lung in diesem Gebiet begangen werden könnten, gebe es nicht. Bei dem – mit Ausnahme einer
an der A 995 endenden Sackgasse – dort allein vorhandenen P... Weg handele es sich um eine
öffentlich gewidmete, geteerte Verkehrsfläche, die insbesondere im Frühjahr und Sommer star-
ken landwirtschaftlichen Verkehr aufweise und deshalb nicht zum Spazierengehen geeignet sei.
Südlich der A 995 existiere nur ein Feldweg unmittelbar an der Autobahn. Es erscheine ausge-
schlossen, dass dieser von Spaziergängern genutzt werde. Auch unter dem Aspekt der Siche-
rung von Blickbeziehungen komme eine Unterschutzstellung zu Erholungszwecken nach § 26
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht in Betracht. Das Instrument der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung gebe nicht die Möglichkeit, „Sichtschneisen“ ohne Bezug zum Naturschutz von Bebauung
freizuhalten. Zwar könne nach der Rechtsprechung dem Erholungszweck auch dadurch Rech-
nung getragen werden, dass dem Betrachter aus „angrenzenden Bereichen“ der Anblick einer
naturnahen Zone ermöglicht werde. Es sei jedoch nicht möglich, über mehrere 100 m hinweg
Blickbeziehungen festzusetzen, um einen im Umland vielfach vorhandenen Hügel sichtbar zu
halten. Lediglich begrenzte Areale könnten in den Bereich des Landschaftsschutzgebiets mit-
einbezogen werden, so etwa die schutzwürdigen Flächen entlang des Hachinger Bachs, östlich
des P... Wegs. Hier wäre es denkbar, einzelne kleinere Flächen unter Schutz zu stellen, um die
Blickbeziehung zu diesem Bereich vom P... Weg aus sicherzustellen. Die Hangkante im Westen
südlich der A 995 sei ebenso wie die östliche Hangkante durch die auf der Hangkante beginnen-
de Wohnbebauung überprägt und für eine Blickbeziehung i.S.d. § 26 BNatSchG wertlos. Wie die
Stellungnahme des Büros Dr. ... S... vom 20. April 2015 ergebe, sei aus fachlicher Sicht keine
Begründung für den Erlass der streitgegenständlichen Verordnung erkennbar.

18 Es fehle auch an der Erforderlichkeit i.S.d. § 26 Abs. 1 BNatSchG. Die meisten Flächen lägen im
Umgriff des Bebauungsplans Nr. 43 der Gemeinde Taufkirchen und seien im Regionalplan für
München als regionales Trenngrün Nr. 28 und 29 dargestellt. Bereits dies verhindere die Bebau-
ung dieser Flächen. Die vorhandenen Landschaftsbestandteile seien zudem durch die gesetz-
lichen Regelungen des Bayerischen Naturschutzgesetzes ausreichend geschützt. So enthalte
Art. 16 Abs. 1 BayNatSchG ein Veränderungs- und Beeinträchtigungsverbot für Hecken, lebende
Zäune, Feldgehölze oder Gebüsche. Ein weitergehender Schutz ergebe sich aus dem Arten- und
Biotopschutzprogramm nach Art. 19 BayNatSchG.

19 Insgesamt habe die Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht rechtswirksam erlassen wer-
den können. Gegenstand eines Landschaftsschutzgebiets sei regelmäßig ein flächenhafter Aus-
schnitt der Landschaft, während Einzelbestandteile oder Einzelobjekte als Schutzgegenstand
nicht in Frage kämen. Die in § 26 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG umschriebenen Schutzzwecke lie-
ßen sich nur dann erreichen, wenn sich die Ausweisung nicht auf kleinräumige Areale, sondern
auf Landschaftsräume oder großflächige Landschaftselemente mit einheitlichem Gesamtcha-
rakter beziehe. Zudem würden die Bereiche in weiten Teilen und auch aufgrund der geringen
Flächenausdehnung überprägt von den in der Umgebung vorhandenen Infrastrukturbauwer-
ken und der vielfach vorhandenen Bebauung, wie etwa dem Gewerbegebiet Potzham. Auch sei
die Grenzziehung des Landschaftsschutzgebiets willkürlich. Es seien willkürlich Flächen heraus-
genommen worden, wie z.B. Teilbereiche der FlNr. ..., auf denen die Hangkante verlaufe, oder
die FlNr. ..., jeweils der Gemarkung Oberhaching. Besonders willkürlich sei die Grenzziehung im
Bereich südlich der A 995. Dort sei der größte noch unbebaute Teil der Hangkante nicht in den
Umgriff der Landschaftsschutzgebietsverordnung mit aufgenommen worden. Die im Bereich von
Furth gelegenen (bebauten) Grundstücke reichten bis etwa in die Mitte des Hangs hinein. Die
Grenze des Landschaftsschutzgebiets verlaufe entlang der Flurstücksgrenzen und nicht im Be-
reich der oberen Hangkante. Die obere Hangkante sei in diesem Bereich also nicht vor Bebau-
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ung geschützt. Die Tatsache, dass die Hangkante und der Hang bis in etwa zur Hälfte nicht im
Umgriff der Landschaftsschutzgebietsverordnung seien, zeige sich auch an der auf dem Grund-
stück FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching in Bau befindlichen massiven Mauer mitten im Hang.
Zudem seien willkürlich Bereiche einbezogen worden, etwa die Hofstelle P... (anders als andere
bebaute Bereiche) oder die gesamten Flächen der Grundstücke der Antragstellerin südlich der A
995.

20 Einzelne Erlaubnisvorbehalte seien weder im Hinblick auf den Schutzzweck erforderlich noch
verhältnismäßig. Dies betreffe insbesondere § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Landschaftsschutzge-
bietsverordnung. Hiernach seien die Errichtung, Änderung bzw. Nutzungsänderung baulicher
Anlagen aller Art, unter anderem auch land- und forstwirtschaftlicher Betriebsgebäude, Bie-
nenhäuser, Einfriedungen aller Art, sowie die Veränderung der Bodengestalt in sonstiger Wei-
se erlaubnispflichtig. Eine Landschaft, die von intensiver Landwirtschaft geprägt werde, werde
nicht nachteilig verändert, wenn verfahrensfrei zu errichtende landwirtschaftliche Betriebsge-
bäude wie Feldstadel errichtet oder geändert würden. Genau diese Bauwerke seien als positiv
landschaftsprägend anerkannt und eine Errichtung an exponierter Stelle wäre im Hinblick auf §
35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB ohnehin nicht möglich. Damit werde der Landwirtschaft auch die
Möglichkeit genommen, nicht mehr genutzte Gebäude privilegiert nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr.
1 BauGB umzunutzen. Der Erlaubnisvorbehalt stelle einen unverhältnismäßigen Eingriff in das
nach § 35 Abs. 1 und 4 BauGB bestehende Baurecht der Antragstellerin dar.

21 Der Antragsgegner beantragt,

22 den Antrag abzulehnen.

23 Die Landschaftsschutzgebietsverordnung sei formell und materiell rechtmäßig. Sie sei geeignet,
die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes zu bewahren. Bei dem geschützten
Gebiet handele es sich um einen landschaftsgeschichtlich bedeutsamen und naturnahen Land-
schaftsraum, den noch unbebauten Talraum des Hachinger Bachs einschließlich des überregio-
nal bedeutsamen Feuchtwiesenkomplexes in Taufkirchen und der Hangkanten des Urstromtals
der Isar im Naturraum der Münchner Schotterebene. Die Ausweisung als Landschaftsschutzge-
biet sei auch geeignet, im noch weitgehend naturnahen Talraum des Hachinger Bachs die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts, insbesondere wertvolle Lebensräume für gefährdete Tie-
re und Pflanzen einschließlich besonders schutzwürdiger Arten, zu erhalten. Zudem habe das
Schutzgebiet im Umland der Landeshauptstadt München besondere Bedeutung für die Naherho-
lung. Hinsichtlich der Schutzwürdigkeit des Gebiets werde auf das im Rahmen des Verfahrens
erstellte Schutzgutachten vom 17. Januar 2014 verwiesen. Die Schutzbedürftigkeit von Natur
und Landschaft liege schon aufgrund des besonderen Siedlungsdrucks im näheren Umland der
Stadt München vor.

24 Die vorhandenen Straßen- und Siedlungsbauwerke führten nicht dazu, dass der im Schutzgebiet
vorhandene großflächige Rest unverbauter Landschaft seine Schutzwürdigkeit verloren hätte.
In Anbetracht der Ausmaße und der optischen Weite des geschützten Gebiets prägten die Bau-
ten das Gebiet nicht, zumal die Straßen und die angrenzenden Wohngebiete durch Begrünung
landschaftsgerecht eingebunden seien. Die Wahrnehmbarkeit der im Schutzzweck angegebe-
nen Hangkanten des Urstromtals werde dadurch allenfalls unwesentlich beeinträchtigt. Auch ei-
ne teilweise Beeinflussung des Gebiets durch Straßenlärm stehe der faktischen Erholungsnut-
zung durch Spaziergänger und Radfahrer nicht entgegen. Für die Erholungsfunktion komme es
nicht auf das Betreten eines Grundstücks an. Es sei ausreichend, dass die darauf befindlichen,
wertgebenden Landschaftselemente aus der Umgebung betrachtet werden könnten.

25 Durch die Einbeziehung der landwirtschaftlichen Flächen der Antragstellerin könne die Erhal-
tung von Blickbeziehungen gewährleistet werden. Der Verordnungsgeber beabsichtige die Si-
cherung der Erlebbarkeit der gesamten Urstromtalsituation einschließlich der sich an einigen
Stellen ergebenden Fernblicke und nicht, wie von der Antragstellerin vorgetragen, die Freihal-
tung von Sichtschneisen auf einzelne hervorgehobene Elemente der Landschaft oder natur-
schutzfachlich hochwertige Bereiche. Ein Landschaftsschutzgebiet müsse nicht ausschließlich
aus ökologisch wertvollen Flächen bestehen. Da in Ballungsräumen auch landwirtschaftlich
genutzten Flächen die Funktion von Erholungsflächen zukomme, seien auch solche Bereiche
schützenswert. Die westliche Hangkante nördlich der A 995 sei zwar flach, aber dennoch vor-
handen und ebenso ein geologisches Zeugnis der Landschaftsformung durch die Eiszeit wie die
höheren Hangkanten. Da sie nicht so markant sei, sei sie noch gefährdeter durch Beeinträch-
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tigungen. Die Einbeziehung der Grundstücke der Antragstellerin sei erforderlich und vernünfti-
gerweise geboten. Die bloße Verfahrenspflicht für die Vornahme bestimmter Handlungen nach
Maßgabe der Schutzgebietsverordnung sei keine unverhältnismäßige Eigentumsbeschränkung,
sondern vom Eigentümer hinzunehmen. Mit dem präventiven Erlaubnisvorbehalt gehe kein ab-
solutes Verbot einher; daher sei damit auch kein unverhältnismäßiger Eingriff in das bestehende
Baurecht verbunden.

26 Am 24. November 2016 hat der Senat Beweis erhoben durch Einnahme eines Augenscheins.
Wegen des Ergebnisses wird auf die Niederschrift vom 24. November 2016 sowie die angefertig-
ten Fotos Bezug genommen.

27 Ergänzend wird auf die Akten des Aufstellungsverfahrens und den Inhalt der Gerichtsakte mit
Ausnahme des Schriftsatzes des Antragsgegners vom 1. Dezember 2016 Bezug genommen;
dieser ging nach Schluss der mündlichen Verhandlung ein, ohne dass eine Schriftsatzfrist ge-
währt worden wäre, und ist daher nicht berücksichtigungsfähig.

Entscheidungsgründe

28 Der zulässige Normenkontrollantrag ist insoweit begründet, als § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Ver-
ordnung des Landkreises München über das Landschaftsschutzgebiet „Hachinger Tal im Gebiet
der Gemeinden Oberhaching und Taufkirchen“ (nachfolgend: Landschaftsschutzgebietsverord-
nung) vom 11. April 2014 eine Erlaubnispflicht für das Fahren und Abstellen von Kraftfahrzeu-
gen auf im Gebietsumgriff liegenden Grundstücken mit baurechtlich zulässigen Nutzungen vor-
sieht. Im Übrigen ist der Antrag unbegründet.

29 A. Der Normenkontrollantrag ist statthaft und auch im Übrigen zulässig.

30 I. Die von der Antragstellerin beanstandete Landschaftsschutzgebietsverordnung ist eine
Rechtsvorschrift im Rang unter dem Landesgesetz, über deren Gültigkeit der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO, Art. 5 Satz 1 AGVwGO auf Antrag entschei-
det.

31 II. Die Antragstellerin ist nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO antragsbefugt. Hiernach kann den An-
trag unter anderem jede natürliche Person stellen, die geltend macht, durch die Rechtsvor-
schrift oder deren Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt
zu werden. Die Antragsbefugnis der Antragstellerin ergibt sich aus einer möglichen Verletzung
ihres Eigentumsrechts aus Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG hinsichtlich ihrer im Geltungsbereich der
Landschaftsschutzgebietsverordnung gelegenen Grundstücke, insbesondere wegen der Erlaub-
nisvorbehalte in § 5 der Landschaftsschutzgebietsverordnung (vgl. BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14
N 14.1649 – juris Rn. 16; U.v. 17.6.2010 – 14 N 09.229 – VGH n.F. 63, 189).

32 III. Die Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO von einem Jahr nach Bekanntmachung der Rechtsvor-
schrift ist gewahrt; die Landschaftsschutzgebietsverordnung ist am 2. Mai 2014 im Amtsblatt
des Antragsgegners veröffentlicht worden, der Normenkontrollantrag der Antragstellerin ist am
6. November 2014 beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingegangen.

33 B. Der Normenkontrollantrag ist insoweit begründet, als § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung eine Erlaubnispflicht für das Fahren und Abstellen von Kraft-
fahrzeugen auf im Gebietsumgriff liegenden Grundstücken mit baurechtlich zulässigen Nutzun-
gen vorsieht. Im Übrigen ist der Normenkontrollantrag unbegründet, weil die Landschaftsschutz-
gebietsverordnung mit höherrangigem Recht in Einklang steht, auch soweit sie sich auf die im
Eigentum der Antragstellerin stehenden Grundstücke erstreckt.

34 I. Fehler hinsichtlich der gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit (Art. 51 BayNa-
tSchG) und das Verfahren (Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 52 BayNatSchG, Art. 51 LStVG) sind nicht
ersichtlich.

35 Ein Verfahrensfehler liegt insbesondere nicht darin begründet, dass die Änderungen des ersten
Entwurfs von der Verwaltung erarbeitet worden sind. Der Kreistag des Antragsgegners als das
für den Erlass von Rechtsverordnungen über Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG zu-
ständige Organ des Antragsgegners (Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG, Art. 22, 23 Abs. 1, Art. 30
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Abs. 1 Nr. 9 LKrO) hat den geänderten Entwurf beschlossen und damit die von der Verwaltung
vorgeschlagenen Änderungen gebilligt.

36 II. Die angegriffene Landschaftsschutzgebietsverordnung ist – mit Ausnahme der Re-gelung in §
5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 (hierzu unten 2 b aa) – materiell-rechtlich nicht zu beanstanden. Für die
Ausweisung des Gebiets als Landschaftsschutzgebiet und insbesondere die Einbeziehung der
Grundstücke der Antragstellerin in den Umgriff der Landschaftsschutzgebietsverordnung be-
steht in § 26 Abs. 1 BNatSchG eine ausreichende Rechtsgrundlage. Die Landschaftsschutzge-
bietsverordnung hält sich mit ihren Gebietsabgrenzungen und – mit der o.g. Ausnahme – ihren
Bestimmungen im Einzelnen innerhalb der Grenzen einer rechtmäßigen Abwägung.

37 Rechtsgrundlage für die Unterschutzstellung ist § 26 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29.
Juli 2009 (BGBl I S. 2542). Als Landschaftsschutzgebiete können danach Gebiete festgesetzt
werden, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich ist (1.) zur Erhal-
tung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, ein-
schließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier-
und Pflanzenarten, (2.) wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kultur-
historischen Bedeutung der Landschaft oder (3.) wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Er-
holung. Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt. Die in § 3 der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung genannten Schutzzwecke entsprechen der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage
und rechtfertigen die Unterschutzstellung des von der Landschaftsschutzgebietsverordnung
erfassten Gebiets, mag den einzelnen Schutzzielen in jeweils bestimmten Teilbereichen des
nicht ganz einheitlichen Schutzgebiets auch unterschiedliches Gewicht zukommen. Die im Gel-
tungsbereich gelegenen Grundstücke sind jedenfalls in der Gesamtbetrachtung schutzwürdig
und schutzbedürftig. Im Übrigen steht dem Verordnungsgeber bei der Grenzziehung von Land-
schaftsschutzgebieten, soweit die normativen Voraussetzungen des § 26 BNatSchG vorliegen,
ein weites Gestaltungsermessen zu (stRspr, vgl. z.B. BVerwG, U.v. 5.2.2009 – 7 CN 1.08 – NuR
2009, 346 Rn. 33; BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 32). Bei der räumlichen
Abgrenzung von Landschaftsschutzgebieten kommt es auf den Gesamtcharakter des schützens-
werten Landschaftsraums und nicht auf eine isolierte Betrachtung einzelner Grundstücke an
(NdsOVG, U.v. 16.12.2009 – 4 KN 717/07 – NuR 2010, 579). Dabei können auch Landschaften
oder Landschaftsteile unterschiedlicher Prägung in einer Verordnung gemeinsam unter Schutz
gestellt werden (BayVGH, U.v. 15.12.1987 – 9 N 87.00667 – NuR 1988, 248). Die Unterschutz-
stellung eines bestimmten Gebiets ist nicht erst bei natur- oder denkgesetzlicher Unabweislich-
keit, sondern bereits dann erforderlich, wenn sie als vernünftig geboten erscheint (stRspr, vgl.
z.B. BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 32). Es genügt eine abstrakte Gefähr-
dung der gesetzlichen Schutzgüter, die bereits dann vorliegt, wenn ein Schadenseintritt ohne
die vorgesehene Maßnahme nicht nur als entfernte Möglichkeit in Betracht zu ziehen ist. Dies ist
hinsichtlich der in die Landschaftsschutzgebietsverordnung einbezogenen Flächen zu bejahen.

38 1. Die Ausweisung des Landschaftsschutzgebiets findet insgesamt ihre Rechtfertigung in den
Schutzzwecken nach § 26 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG.

39 a) Schutzgegenstand der angegriffenen Verordnung ist der im südlichen Landkreis München ge-
legene Talraum des Hachinger Tals mit den Hangkanten des Urstromtals der Isar (vgl. § 1 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung). Es handelt sich hierbei um die nördliche Fortsetzung des
Gleißentals, das vor etwa 10.000 Jahren gegen Ende der Würmkaltzeit infolge des Abflusses des
Schmelzwassers des Isargletschers entstanden ist. Dieses hatte sich zunächst im sogenannten
Wolfratshauser See gestaut und sich anschließend auf der Höhe von Schäftlarn ins Vorland er-
gossen. Eine der Abflussrinnen ist das Hachinger Tal. Das Tal mit seinen markanten Hangkan-
ten hat als „Zeuge des Eiszeitalters“ erdgeschichtliche Bedeutung (vgl. Schutzgutachten vom
17.1.2014, Bl. 1896 V ff. der Aufstellungsakten, nachfolgend: d. A.).

40 Unschädlich ist dabei, dass es sich nicht um ein zusammenhängendes Landschaftsschutzgebiet
handelt, sondern um vier (bzw. bei Berücksichtigung der Durchschneidung durch die A 995 und
die St 2368 um sechs) voneinander getrennte Teilgebiete unterschiedlicher Größe. Abgesehen
davon, dass weder das Bundesnaturschutzgesetz noch das Bayerische Naturschutzgesetz ei-
ne bestimmte Größe eines Landschaftsschutzgebiets vorschreiben, sind die einzelnen Gebie-
te durch den in der Landschaftsschutzgebietsverordnung festgelegten Schutzgegenstand und
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die Schutzzwecke verbunden (vgl. zu einem ebenfalls aus mehreren Teilen bestehenden Natur-
schutzgebiet NdsOVG, U.v. 29.11.2016 – 4 KN 93/14 – juris).

41 Der einheitliche Charakter der Teilgebiete besteht naturräumlich darin, dass sie im Talraum des
Hachinger Bachs mit den westlich und östlich anschließenden Hangkanten gelegen sind. Dieser
Landschaftsraum ist durch die im Talbereich und teils an bzw. auf den Hangkanten vorhande-
ne Bebauung schon stark beeinträchtigt. Die Landschaftsschutzgebietsverordnung bezweckt,
den noch unbebauten Rest dieses Landschaftsraums zu schützen, also eine weitere Beeinträch-
tigung des schützenswerten Landschaftsbildes insbesondere durch Bebauung zu verhindern.
Die Freihaltung des Talraums von Bebauung dient somit der Sicherung von Freiflächen in einem
schon stark beeinträchtigten und einem hohen Siedlungsdruck nahe der Großstadt München
ausgesetzten Landschaftsraum; (unzulässige) städtebauliche Ziele werden somit nicht verfolgt
(vgl. hierzu VerfGH NW, E.v. 30.10.1987 – VerfGH 19/86 – NuR 1988, 136/137).

42 b) Die Unterschutzstellung des nördlichen Teilgebiets der Landschaftsschutzgebietsverordnung
findet ihre Rechtfertigung in den in § 26 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG genannten Schutzzwe-
cken.

43 aa) Zum Teil ergibt sich die Schutzwürdigkeit aus dem in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) genannten Schutzzweck, die
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und wiederherzustellen und
den Lebensraum für gefährdete und rückläufige Pflanzen- und Tierarten zu schützen. Schutz-
würdig sind hiernach die im nördlichen Teil gelegenen Feuchtwiesengebiete und die Flächen
entlang des Hachinger Bachs (vgl. hierzu die Bilder Bl. 1098, 1102, 1550 f. d. A.). Laut Schutz-
gutachten des Antragsgegners vom 17. Januar 2014, das insoweit von der Antragstellerin nicht
in Frage gestellt wird, stellt das Hachinger Bachtal als nördliche Fortsetzung des Gleißentals zu-
sammen mit diesem neben dem Isartal den zweiten größeren linearen Biotopstrang im Natur-
raum dar. Der Hachinger Bach verläuft ab Deisenhofen innerhalb eines zusammengewachse-
nen Siedlungsbands, in welchem die Bachaue ihren Auecharakter weitgehend verloren hat. Im
Zuge der Ausbreitung der Wohnsiedlungen sowie der Gewerbenutzung gehen nach und nach
die letzten Freiflächen entlang des Hachinger Bachs verloren. Umso wichtiger ist der Erhalt der
noch vorhandenen Freiflächen, unter denen dem Feuchtwiesenkomplex bei Taufkirchen eine be-
sondere Wertigkeit zukommt. Dieser weist bei über 19 ha erfasster Biotopfläche Feucht- und
Nasswiesen unterschiedlicher Nässestufen und Nährstoffversorgung sowie Seggenbestände und
Hochstaudenfluren feuchter und nasser Standorte mit einem bemerkenswerten Reichtum an
Pflanzen und Tierarten auf. Die Artenschutzkartierung verzeichnet zahlreiche Insektenarten,
mehrere bedrohte bzw. naturschutzfachlich hochwertige Pflanzenarten sowie seltene und be-
drohte Vogelarten. Hervorzuheben ist auch der überregional bedeutsame Bestand des stark ge-
fährdeten Randring-Perlmuttfalters in verbrachten Nasswiesenbeständen. Das Gebiet ist wegen
seiner herausragenden Bedeutung in die Biotopkartierung aufgenommen (Nr. 7935-0030) und
zur Ausweisung als Naturschutzgebiet vorgeschlagen. Nördlich und südlich der A 995 (am süd-
östlichen Rand des Teilgebiets) sind entlang des begradigten Hachinger Bachs noch einige Be-
reiche mit Auwaldvegetation vorhanden, die ebenfalls in der Biotopkartierung erfasst sind (Nr.
7935-0031). Am nordöstlichen Rand des Teilgebiets befinden sich zudem der Entenbach (vgl.
Bild Bl. 1556 d. A.), ein naturnaher Bach mit Quelle und gewässerbegleitendem Gehölzsaum,
der die Kriterien der Biotopkartierung erfüllt, sowie extensive Wiesenflächen und nasse Wiesen
mit Seggen.

44 bb) Zum Teil ist die Unterschutzstellung des nördlichen Teilgebiets auch durch den Schutzzweck
des § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebietsverordnung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
gerechtfertigt, wonach die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft bewahrt werden sol-
len. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ermöglicht es, eine Landschaft, die eines der Merkmale Vielfalt,
Eigenart oder Schönheit (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) aufweist, unter Schutz zu stellen (vgl.
J. Schumacher/A. Schumacher/Fischer-Hüftle in Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2. Aufl.
2010, § 26 Rn. 15 f.). Die Eigenart der Landschaft betont ihren typischen Charakter, ihre Ge-
stalt, während die Vielfalt auf Elemente bezogen ist. Ästhetische Gesichtspunkte im Sinne von
„Schönheit“ spielen keine entscheidende Rolle. Auch wenn § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG im Unter-
schied zu der bis 3. April 2002 gültigen Vorgängervorschrift des § 15 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG a.F.
den Schutz des Landschaftsbildes nicht mehr erwähnt, sondern stattdessen auf den Schutz der
Landschaft abstellt, ist nach wie vor das Landschaftsbild der entscheidende Bezugspunkt (vgl.
Gellermann in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand September 2016, § 26 BNatSchG Rn.
10 unter Verweis auf BT-Drs. 14/6378 S. 52). Dieses wird maßgeblich durch die optischen Ein-
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drücke für einen Betrachter, d.h. die mit dem Auge wahrnehmbaren Zusammenhänge von ein-
zelnen Landschaftselementen bestimmt (vgl. BVerwG, U.v. 27.9.1990 – 4 C 44.87 – NuR 1991,
124). Gemessen daran sind die im nördlichen Teilgebiet gelegenen Hangkanten einschließlich
des unbebauten Talraums zwischen der westlichen Hangkante südlich der A 995 und der östli-
chen Hangkante unter dem Aspekt der „Eigenart der Landschaft“ schutzwürdig. Die Hangkan-
ten des Isar-Urstromtals stellen einen wertvollen Bestandteil des Landschaftsbildes im Hachin-
ger Bachtal dar, auch weil das sonst ebene Relief durch diese gegliedert wird (vgl. das von der
Antragstellerin im Aufstellungsverfahren vorgelegte Gutachten der Dr. ... S... vom Juli 2011,
nachfolgend: Gutachten Dr. S..., Bl. 1172 ff./1181 d. A.) und der noch unbebaute Talraum dazwi-
schen die Erlebbarkeit der gesamten Urstromsituation ermöglicht.

45 Unschädlich ist, dass sich die landschaftsprägenden Hangkanten ausschließlich in den Randbe-
reichen des nördlichen Teilgebiets befinden, während im Inneren dieses Schutzgebietsteils, dem
Talraum, größere Äcker und Wiesen ohne eigenartige Prägung vorhanden sind (vgl. BayVGH,
U.v. 5.7.1983 – 9 N 82 A.365 – NuR 1984, 53). Die Schutzwürdigkeit eines Gebiets ist nicht des-
halb zu verneinen, weil es überwiegend durch intensive landwirtschaftliche Nutzung der Grund-
stücke geprägt ist. Es kommt ausschlaggebend darauf an, ob der fragliche Bereich insgesamt
betrachtet die gesetzlichen Anforderungen erfüllt (vgl. BVerwG, B.v. 1.2.2007 – 7 BN 1.07 – ju-
ris Rn. 7; BayVGH, U.v. 13.7.2000 – 9 N 98.3587 – juris Rn. 38). Wie sich beim vom Senat durch-
geführten Augenschein ergeben hat, ist der zu schützende Talraum im Zusammenspiel mit den
Hangkanten von weiten Teilen des geschützten Teilgebiets aus sichtbar (vgl. hierzu auch die
Bilder Bl. 1095, 1547 d. A.). So waren Blickbeziehungen vom P... Weg aus, der an der Hofstelle
der Antragstellerin vorbeiführt, sowohl zur westlichen Hangkante südlich der A 995 einschließ-
lich der dort gelegenen Flächen der Antragstellerin als auch zur östlichen Hangkante und den
Bereichen östlich und westlich der Tölzer Straße vorhanden. Ein Erhalt der Blickbeziehungen
ist nur durch den Schutz der Hangkanten und auch des dazwischenliegenden unbebauten Tal-
raums möglich. Die Wahrnehmbarkeit sowohl der Hangkanten als auch des dazwischenliegen-
den Talraums würde durch eine (weitere) Bebauung maßgeblich beeinträchtigt. Der Umstand,
dass die Blickbeziehungen wegen der in Teilbereichen vorhandenen Bebauung bzw. des dorti-
gen Baum- und Staudenbestands immer wieder unterbrochen werden, ist nicht von entschei-
dender Bedeutung; dies ändert nichts daran, dass einem gegenüber den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachter – auf diesen ist
abzustellen (vgl. BVerwG, U.v. 21.1.2016 – 4 A 5.14 – BVerwGE 154, 73 Rn. 146 m.w.N.; Geller-
mann in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 26 BNatSchG Rn. 10 m.w.N.) – der Umstand, dass
er sich in einem Talbereich befindet, bewusst wird.

46 Auch die Einbeziehung von Flächen oberhalb der westlichen Hangkante südlich der A 995 ist
durch den Schutzzweck des § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebietsverordnung gerechtfer-
tigt. Die Einbeziehung ist notwendig, um die optische Wahrnehmbarkeit des letzten unbebau-
ten Teilstücks der westlichen Hangkante im nördlichen Teilgebiet zu sichern. Nur dann, wenn
auch Flächen oberhalb des Hangs von Bebauung freigehalten werden, kann eine weitere Über-
prägung der westlichen Hangkante vermieden werden, wie sie bereits jetzt eindringlich auf-
grund der – außerhalb des Schutzgebietsumgriffs – vorhandenen Bebauung des anderen Teil-
stücks festzustellen ist. Im Gegensatz zu den oberhalb der sog. Further Hangkante gelegenen
Flächen, die lediglich bis zu einem Abstand zur Hangkante von ca. 50 m in den Geltungsbereich
der Landschaftsschutzgebietsverordnung einbezogen wurden, ist es hier vertretbar, sämtliche
im Eigentum der Antragstellerin stehenden Flächen zwischen der A 995, dem Bahndamm und
der Bebauung einzubeziehen. Da die westliche Hangkante von geringerer Höhe als die Further
Hangkante und sowohl von den Flächen unterhalb des Hangs als auch vom unbebauten Talraum
jenseits der A 995 aus größerer Entfernung sichtbar ist, wäre aufgrund des daraus resultieren-
den flachen Sichtwinkels selbst eine deutlich zurückversetzte Bebauung von dort aus zu sehen
(vgl. hierzu Bild 1 Bl. 1095 d. A.). Dadurch könnte eine Überprägung der gesamten westlichen
Hangkante südlich der A 995 eintreten.

47 cc) Noch vertretbar erscheint es, die Ausweisung bestimmter Bereiche des nördlichen Teilge-
biets der Landschaftsschutzgebietsverordnung auch mit dem Schutzzweck nach § 3 Nr. 2 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) zu rechtfertigen. Hier-
nach soll ein bevorzugtes Naherholungsgebiet gesichert und der Erholungsverkehr geordnet
und gelenkt werden.

48 Dieser Schutzzweck rechtfertigt insbesondere die Unterschutzstellung der Grundstücke der An-
tragstellerin nördlich der A 995, für die die in der Landschaftsschutzgebietsverordnung angege-
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benen sonstigen Schutzzwecke teilweise nicht einschlägig sind. Eine Hangkante ist nach dem
Ergebnis des vom Senat durchgeführten Augenscheins nördlich der A 995 nicht mehr sichtbar,
sodass der Eindruck eines Talraums in diesem Bereich – jedenfalls mit Blick Richtung Westen –
optisch in erster Linie durch den Bahndamm entsteht. Allerdings handelt es sich bei diesem Be-
reich – optisch gesehen – um eine naturnahe landschaftliche Ruhezone, die in einem dicht be-
siedelten Gebiet auf Erholungssuchende durchaus reizvoll wirkt, weil die landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen für den Durchschnittsbetrachter einen wohltuenden Kontrast zur dichten Be-
bauung darstellen (vgl. BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 36); dies gilt auch
für die vorhandenen Ackerflächen, da insbesondere der Wechsel der Fruchtfolge zu einem ab-
wechslungsreichen Erleben der Landschaft führt. Nach den Zielbestimmungen für den Natur-
schutz und die Landschaftspflege sind zur Sicherung des Erholungswertes von Natur und Land-
schaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und sied-
lungsnahen Bereich zu schützen (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BNatSchG), großflächige, weitgehend unzer-
schnittene Landschaftsräume vor weiterer Zerschneidung zu bewahren (§ 1 Abs. 5 Satz 1 BNa-
tSchG) und Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu erhalten (§ 1 Abs. 6 Alt.
1 BNatSchG). Diesen Zwecken wird die Unterschutzstellung der o.g. Flächen gerecht. Die Ein-
beziehung der Flächen, unter anderem denen der Antragstellerin, schafft zusammen mit den
unstreitig schutzwürdigen Flächen des Feuchtwiesengebiets und des Hachinger Bachs ein ab-
geschlossenes, relativ weitläufiges und insbesondere für die Bewohner Taufkirchens leicht er-
reichbares und über den P... Weg erschlossenes Naherholungsgebiet (vgl. hierzu die Bilder Bl.
1095, 1097 f., 1547 ff. sowie Bild 2 Bl. 1099 d. A.). Auch wenn auf diesem Weg im Frühjahr und
Sommer reger landwirtschaftlicher Verkehr herrschen sollte, gilt dies sicher nicht für den gan-
zen Tag und insbesondere nicht für die Abendstunden oder an Sonn- und Feiertagen, in denen
Naherholungsgebiete verstärkt genutzt werden. Aufgewertet wird das Naherholungsgebiet im
Bereich der A 995 durch den – zum Teil unter der A 995 gelegenen – sog. Autobahnweiher, der
sich inmitten einer Grünanlage befindet (vgl. hierzu die Bilder Bl. 1553 d. A.) und – ungeach-
tet der zweifellos vorhandenen Autobahnemissionen – als Naherholungsfläche tatsächlich ge-
nutzt wird. Auch in dem von der Antragstellerin vorgelegten Gutachten Dr. S... wird diesem Be-
reich ein hoher Erholungswert beigemessen (Bl. 1183 d. A.). Die im westlichen Randbereich des
nördlichen Teilgebiets gelegenen Flächen der Antragstellerin grenzen an die Bahnlinie an, so-
dass es unter Berücksichtigung des dem Normgeber zustehenden weiten Gestaltungsermes-
sens vertretbar erscheint, diese Flächen miteinzubeziehen, um einen zusammenhängenden Er-
holungsraum zu schaffen und gleichzeitig einer weiteren Zersiedelung des Bereichs vorzubeu-
gen. Nicht erforderlich ist, dass das Gebiet insgesamt durch weitere Wege für Erholungssuchen-
de erschlossen ist oder sonst jederzeit betreten werden kann. Dem besonderen Erholungswert
kann auch dadurch Rechnung getragen werden, dass dem Betrachter aus angrenzenden Berei-
chen der Anblick einer naturnahen Zone bzw. großer Freiflächen ermöglicht wird (vgl. BayVGH,
U.v. 24.6.2016 – 4 N 14.1649 – juris Rn. 36; VGH BW, U.v. 15.11.1991 – 5 S 615/91 – NuR 1992,
190).

49 Nicht zu beanstanden ist die Einbeziehung der Hofstelle P... der Antragstellerin in den Umgriff
der Landschaftsschutzgebietsverordnung. Allein der Umstand, dass ein Grundstück bebaut ist,
lässt dessen Schutzwürdigkeit nicht entfallen, wenn und soweit das Grundstück gleichwohl noch
als Teil der umgebenden schützenswerten Landschaft angesehen werden kann (vgl. VGH BW,
U.v. 5.10.1993 – 5 S 1266/92 – NuR 1994, 239). Die Hofstelle P..., die ein landwirtschaftliches
Betriebsleiterwohnhaus, ein Altenteilerwohnhaus und – zum Teil umgenutzte – landwirtschaftli-
che Nutzgebäude mit insgesamt circa 1600 m² überbauter Fläche aufweist, ist in Anbetracht der
Größe der dazugehörigen Grundstücke locker bebaut und fügt sich nach dem Ergebnis des vom
Senat durchgeführten Augenscheins – auch wegen der sie fast vollständig umgebenden Eingrü-
nung – harmonisch in die Landschaft ein. Die Hofstelle verfügt außerdem über große begrünte
Freiflächen, auf denen sich unter anderem ein Hausgarten sowie ein Damwildgehege befinden,
das – soweit einsehbar – eine zusätzliche Attraktion insbesondere für Erholung suchende Famili-
en mit Kindern darstellt. Sie wird nicht als Fremdkörper, sondern als ein für das Auge abwechs-
lungsreiches Strukturelement in einer ansonsten optisch eher ebenen Landschaft wahrgenom-
men.

50 Der Schutzweck der Erholung rechtfertigt – neben dem Schutzzweck nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNa-
tSchG – auch die Einbeziehung der südlich der A 995 gelegenen Grundstücke der Antragstelle-
rin. Der Bereich südlich der A 995 ist über die Straßen und Wege unterhalb der Autobahnbrü-
cke mit dem nördlichen Bereich verbunden. Die Grundstücke der Antragstellerin liegen am Weg
neben der A 995, der eine Verbindungsfunktion zu den hinter dem Bahndamm liegenden Wald-
flächen und insbesondere zum Landschaftsschutzgebiet Perlacher Forst innehat (vgl. hierzu
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BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 4 N 14.1649 – juris Rn. 36). Unmaßgeblich ist, dass auch dieser Be-
reich in erster Linie aus (intensiv) landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen besteht. In Land-
schaftsschutzgebiete können – wie oben unter bb ausgeführt – auch intensiv land- oder forst-
wirtschaftlich genutzte Flächen miteinbezogen werden, wenn der mit der Festsetzung des Land-
schaftsschutzgebiets verfolgte Schutzzweck dies rechtfertigt. Der besondere Siedlungsdruck,
der generell im näheren Umland der Landeshauptstadt München besteht, erhöht die Schutz-
würdigkeit und Schutzbedürftigkeit der freien Landschaft (vgl. VGH BW, U.v. 15.11.1991 – 5 S
615/91 – NuR 1992, 190). Dem Zweck der Verordnung, den noch unbebauten Talraum des Ha-
chinger Tals (auch) für die Erholung zu sichern, wird auch die Einbeziehung von Ackerflächen
gerecht.

51 dd) Die Schutzwürdigkeit des nördlichen Teilgebiets wird nicht durch die im Landschaftsraum
bereits vorgenommenen Eingriffe in Frage gestellt.

52 Nach ständiger Rechtsprechung geht die Schutzwürdigkeit eines Gebiets durch eine Bebauung
oder eine sonstige landschaftsfremde Nutzung nicht ohne weiteres, sondern erst dann verlo-
ren, wenn der Landschaftsteil durch die der natürlichen Eigenart der Landschaft widersprechen-
den Eingriffe geprägt wird (vgl. BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 25 m.w.N.).
Dies ist vorliegend weder im Hinblick auf die im Gebiet befindlichen Straßenbauwerke (A 995, St
2368, M 11) und den westlich gelegenen Bahndamm noch wegen der im Landschaftsraum – au-
ßerhalb des Landschaftsschutzgebiets – vorhandenen Bebauung der Fall.

53 Wie sich aus dem Ergebnis des vom Senat durchgeführten Augenscheins und aus den Bildern
der Aufstellungsakten (Bl. 1547 ff.) ergibt, sind die im Gebiet befindlichen Straßenbauwerke und
der westlich gelegene Bahndamm zwar Störfaktoren, sie (über)prägen den relativ großen Land-
schaftsraum aber nicht. Sie sind insbesondere nicht augenfällig als Fremdkörper wahrnehmbar.
Entlang der A 995 und der Bahnlinie befinden sich Gebüsch und Bäume, die sie nicht wesent-
lich in Erscheinung treten lassen. Die St 2368 und die M 11 liegen jeweils nur mit einem kurzen
Teilstück im Schutzgebiet und prägen schon daher das Landschaftsbild nicht. Die von den Stra-
ßen ausgehenden Verkehrsgeräusche könnten die Schutzwürdigkeit des Gebiets nur unter dem
Gesichtspunkt der Erholungseignung in Frage stellen, was aber nicht der Fall ist. Der vom Se-
nat durchgeführte Augenschein hat ergeben, dass die insbesondere von der A 995 ausgehen-
den Geräuschemissionen bei der etwa in der Mitte des nördlichen Teilgebiets liegenden Hofstel-
le P... nur als leichtes Rauschen zu hören waren. Das deckt sich im Wesentlichen mit der von
der Antragstellerin vorgelegten Lärmkarte. Auf den direkt neben der A 995 liegenden Grundstü-
cken waren die Verkehrsgeräusche zwar deutlich zu hören, was sich ebenfalls in der o.g. Lärm-
karte widerspiegelt. Dies mindert jedoch ihren Erholungswert als optische Ruhezone nicht. Wie
auch die bisherige Nutzung des unter der A 995 gelegenen Areals als beliebter Grillplatz zeigt,
hält insbesondere in dicht besiedelten Gebieten auch eine erhebliche Lärmbelastung durch Ver-
kehrsgeräusche Erholungssuchende nicht unbedingt davon ab, dort ihre (Feierabend)Freizeit zu
verbringen. Hinzu kommt, dass Erholungssuchende insbesondere bei sportlichen Betätigungen
vielfach über Kopfhörer Musik hören und schon daher von Verkehrsgeräuschen kaum gestört
werden. Die im Bereich der St 2368 liegenden Grundstücke sind zwar unzweifelhaft stark durch
Verkehrslärm belastet; dort greift aber nur der Schutzzweck der Eigenart der Landschaft.

54 Gegen die Schutzwürdigkeit des Gebiets spricht auch nicht, dass – außerhalb des Schutzgebiets-
umgriffs – stellenweise bereits eine Bebauung oberhalb der Hangkanten vorhanden ist bzw. sich
im Talraum – wenn auch vom Schutzgebiet ausgenommen – kleinere bebaute Gebiete befinden.
Diese Bebauung ist als gegeben hinzunehmen (vgl. BayVGH, U.v. 29.7.2005 – 9 N 03.690 – ju-
ris Rn. 38). Angesichts ihrer Kleinräumigkeit prägen die wenigen bebauten Gebiete den Talraum
nicht. Soweit in Teilbereichen eine Bebauung oberhalb der Hangkante vorhanden ist, bleiben
die Hangkanten als solche wahrnehmbar. Mit der (Teil)Einbeziehung der Hangkanten und der im
Talraum liegenden unbebauten Flächen in den Geltungsbereich der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung wird – soweit möglich, vgl. unten f – gewährleistet, dass jedenfalls eine weitere Be-
einträchtigung des zu schützenden Landschaftsbildes unterbleibt.

55 c) Die Unterschutzstellung des westlichen Teilgebiets der Landschaftsschutzgebietsverordnung
findet ihre Rechtfertigung in § 26 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG.

56 aa) In diesem Teilgebiet liegt die sehr prägnante Further Hangkante. Hierbei handelt es sich um
die südliche Fortsetzung der nördlich vom Ortsteil Furth gelegenen Hangkante, die das Pendant
zu den Hangkanten östlich von Oberhaching und Taufkirchen darstellt. Unschädlich ist die Klein-
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räumigkeit dieses Teilgebiets mit einer Ausdehnung von 650 m in Nord-Süd-Richtung und von
220 m in Ost-West-Richtung. Wie groß ein Schutzgebiet im Einzelnen zu bemessen ist, hängt im
Wesentlichen vom Schutzzweck und den örtlichen Gegebenheiten ab. Dabei kommt dem Ver-
ordnungsgeber ein weites Gestaltungsermessen zu (vgl. OVG Bremen, B.v. 29.8.1989 – 1 N 2/88
– juris Rn. 66 m.w.N.).

57 bb) Die Unterschutzstellung dieses Teilgebiets findet zum einen ihre Rechtfertigung in dem in
§ 3 Nr. 1 Alt. 1 der Landschaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzweck des Erhalts
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Aus dem Schutz-
gutachten des Antragsgegners vom 17. Januar 2014 ergibt sich, dass es sich bei der hier unter
Schutz gestellten Hangkante um ein ökologisch schutzwürdiges Gebiet handelt. Es weist eine
wertvolle Vegetation aus extensiven Glatthaferwiesen, Magerrasenbereichen, Altgrasbeständen
und einzelnen Gehölzen auf und ist in der amtlichen Biotopkartierung erfasst (Nr. 7935-0033).
Die Beurteilung der Schutzwürdigkeit der Hangkante wird durch das von der Antragstellerin vor-
gelegte Gutachten von Dr. S... (Bl. 1183 d. A.) bestätigt.

58 cc) Die Unterschutzstellung der Further Hangkante mitsamt den östlich unterhalb des Hangs
liegenden landwirtschaftlich genutzten Grundstücken sowie den westlich der Hangkante – also
oberhalb des Hangs – liegenden Teilflächen mit ebenfalls landwirtschaftlicher Nutzung rechtfer-
tigt sich zum anderen aus dem Schutzzweck des § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). Geschützt wird vorliegend die durch die Hangkan-
te geprägte Eigenart der Landschaft (vgl. hierzu die Ausführungen unter b bb). Mit der Einbezie-
hung der oberhalb der Hangkante westlich anschließenden Teilflächen sowie der unterhalb des
Hangs liegenden Flächen in die Landschaftsschutzgebietsverordnung wird gewährleistet, dass
eine (weitere) Beeinträchtigung der optischen Wahrnehmbarkeit der Hangkante unterbleibt.
Dies wäre durch eine weitere Bebauung sowohl unterhalb des Hangs als auch im unmittelbaren
Bereich der Hangkante der Fall. Die Wahrnehmbarkeit der Hangkante würde durch bauliche An-
lagen maßgeblich beeinträchtigt. Insoweit ist auch die Einbeziehung (intensiv) landwirtschaftlich
genutzter Grundstücke nicht zu beanstanden (vgl. die Ausführungen unter b bb).

59 Nachvollziehbar ist, dass im Bereich westlich der Hangkante, also oberhalb des Hangs, lediglich
Teilflächen der angrenzenden Grundstücke, östlich des Hangs im Talbereich jedoch die angren-
zenden Grundstücke vollständig in den Schutzgebietsumgriff mit aufgenommen wurden. Bei der
Abgrenzung des Schutzgebiets östlich des Hangs im Talbereich wurde das gesamte noch un-
bebaute Vorland einbezogen, da bei einer auch nur teilweisen weiteren Bebauung dieses Be-
reichs – je nach Standort und Gewicht dieser Bebauung – die optische Wahrnehmbarkeit der
Hangkante vom Gärtnerweg bzw. vom dort anschließenden Ortsteil von Oberhaching aus (stark)
beeinträchtigt werden würde. Eine (starke) Beeinträchtigung der optischen Wahrnehmbarkeit
der Hangkante würde auch eine Bebauung oberhalb des Hangs mit sich bringen, da dies zu ei-
ner Überprägung der Hangkante führen könnte. Eine solche zeigt sich beispielsweise in Teilbe-
reichen der östlichen Hangkante im nördlichen Teilgebiet (vgl. hierzu Bild 2 Bl. 1547 d. A.). Die
vom Antragsgegner angestellten Überlegungen, ab circa einem Abstand von 50 m zur Hangkan-
te würden Gebäude diese optisch nicht mehr beeinträchtigen, sind wegen der Höhe der dorti-
gen Hangkante und dem – aus der geringen Entfernung des Gärtnerwegs zur Hangkante resul-
tierenden – steilen Sichtwinkel nachvollziehbar. Es entspricht dem Gebot der Verhältnismäßig-
keit, die Grundstücke westlich der Hangkante nicht in vollem Umfang, sondern nur soweit er-
forderlich in das Landschaftsschutzgebiet miteinzubeziehen. Diese dem Verlauf der Hangkan-
te folgende Grenzziehung verstößt, auch wenn sie nicht an bestimmten Gegebenheiten in der
Flur festzumachen ist, nicht gegen den Bestimmtheitsgrundsatz. Bei Landschaftsschutzgebieten
mag es zwar wünschenswert sein, dass der Grenzverlauf sich an Straßen und Wegen, den Ein-
friedungen bebauter Grundstücke oder anderen leicht feststellbaren geografischen Merkmalen
orientiert. Notwendig ist dies aber keineswegs und in der Regel kann der Grenzverlauf ohnehin
nur anhand einer mitgeführten Schutzgebietskarte in der Natur bestimmt werden (vgl. BayVGH,
U.v. 29.7.2005 – 9 N 03.690 – juris Rn. 39). Nach den Ausführungen des Antragsgegners wurde
die Grenzlinie nicht exakt parallel zum Verlauf der Hangkante, sondern in begradigter Form ge-
zogen. Nur an der stärksten Biegung der Hangkante macht auch die Schutzgebietsgrenze einen
„Knick“, um einen einigermaßen einheitlichen Abstand zur Hangkante zu wahren. Von einer die
landwirtschaftliche Bewirtschaftung unzumutbar einschränkenden Grenzziehung ist hierdurch
nicht auszugehen.

60 dd) Die Schutzwürdigkeit des westlichen Teilgebiets wird nicht durch die außerhalb des Schutz-
gebiets vorhandenen Straßen (M 11 und Gärtnerweg) in Frage gestellt. Wie oben unter b dd



- Seite 13 von 23 -

ausgeführt, geht die Schutzwürdigkeit eines Gebiets nach ständiger Rechtsprechung durch ei-
ne Bebauung oder eine sonstige landschaftsfremde Nutzung nicht ohne weiteres, sondern erst
dann verloren, wenn der Landschaftsteil durch die der natürlichen Eigenart der Landschaft wi-
dersprechenden Eingriffe geprägt wird (vgl. BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn.
25 m.w.N.). Für eine Überprägung des Landschaftsschutzgebiets durch die lediglich am Rande
verlaufenden Straßen ist nichts ersichtlich.

61 d) Die Unterschutzstellung der beiden östlichen Teilgebiete der Landschaftsschutzgebietsver-
ordnung mit dem im unmittelbaren Anschluss an die ehemaligen Kies- und Sandabbauflächen
der Kiesgrube Potzham beginnenden und bis nach Deisenhofen reichenden Teil der östlichen
Hangkante findet ihre Rechtfertigung in den Schutzzwecken des § 26 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNa-
tSchG.

62 aa) Die Schutzwürdigkeit der beiden Teilgebiete folgt zum Teil aus dem in § 3 Nr. 1 Alt. 1 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) genannten Schutzzweck
der Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts. Nach
dem von der Antragstellerin vorgelegten Gutachten Dr. S... (Bl. 1172 ff./1181 d. A.) gehört die-
se (durch Bebauung bzw. die St 2368 unterbrochene) Hangkante mit ihren artenreichen Wie-
sen und begleitenden Gehölzstrukturen zu den besonders schützenswerten Gebieten im Unter-
suchungsraum. Die im Norden an die Hangkante angrenzende, miteinbezogene Fläche ist teil-
weise ebenfalls unter dem Aspekt der Erhaltung und Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushalts schutzwürdig. Beim östlichen Teil dieser Fläche handelt es sich um die ehemalige
Kiesgrube Potzham, in der sich laut Schutzgutachten des Antragsgegners vom 17. Januar 2014
seit Beendigung des Abbaus eine bemerkenswerte Lebensraumvielfalt entwickelt hat. So konn-
ten neben einigen gefährdeten Pflanzen (Sumpfbinse, Schwarze Königskerze und Moschusmal-
ve) zahlreiche Vogelarten und vor allem Amphibien (Feldlerche, Goldammer, Zilpzalp, Zaunei-
dechse, Teichmolch, Laubfrosch und einige Tagfalterarten) festgestellt werden. Das Gebiet ist in
der amtlichen Biotopkartierung erfasst (Nr. 7935-0032). Die Einbeziehung der unmittelbar west-
lich an das Biotop angrenzenden Fläche als Pufferzone zu dessen Sicherung sowie als Verbin-
dungsfläche zum nördlichen Teilgebiet erscheint im Hinblick auf das weite Gestaltungsermes-
sen des Verordnungsgebers ebenfalls vernünftig und geboten. Im Süden befindet sich östlich
angrenzend an die Hangkante auf FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching eine ökologische Aus-
gleichsfläche mit wertvollen Vegetationsbeständen wie im Landkreis München selten geworde-
nen artenreichen extensiven Wiesen, die Magerrasen enthalten und seit einigen Jahren im Auf-
trag des Antragsgegners in Zusammenarbeit bzw. mit Zustimmung der Grundstückseigentümer
entsprechend gepflegt werden. Zudem sind auf dieser Fläche Amphibiengewässer vorhanden.
Im äußersten südlichen Bereich des östlichen Teilgebiets befindet sich auf FlNr. .../... der Gemar-
kung Oberhaching eine naturnahe Hecke, die in der amtlichen Biotopkartierung erfasst ist (Nr.
7935-0039). Zusammen mit dem Gehölzbestand auf FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching stellt
sie eines der wenigen Strukturelemente in der ansonsten ausgeräumten Feldflur dar.

63 bb) Die Unterschutzstellung der oberhalb und unterhalb des Hangs liegenden Grundstücke
rechtfertigt sich aus dem Schutzzweck des § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). Nur durch die Unterschutzstellung dieser Grundstücke
kann gewährleistet werden, dass eine (weitere) Beeinträchtigung der optischen Wahrnehmbar-
keit dieses Teils der östlichen Hangkante unterbleibt (vgl. hierzu die Bilder Bl. 1096, 1100 d. A.).
Dies wäre durch eine weitere Bebauung sowohl im Talbereich als auch im oberen Bereich in der
Nähe der Hangkante der Fall. Hinsichtlich der Einbeziehung von (intensiv) landwirtschaftlich ge-
nutzten (Teil)Flächen unterhalb und oberhalb des Hangs wird auf die Ausführungen unter c cc
Bezug genommen. Der Schutzzweck des § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung (vgl. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) rechtfertigt auch die Unterschutzstellung der FlNr. .../...
der Gemarkung Oberhaching. Obwohl die Hangkante auf diesem Grundstück wegen der dort
vorgenommenen Veränderungen in ihrer ursprünglichen Gestalt nicht mehr vorhanden ist, ist es
nur durch die Einbeziehung dieses Grundstücks möglich, den weiteren Verlauf der – wegen der
im Talbereich vorhandenen Bebauung selbst nicht mehr in die Landschaftsschutzgebietsverord-
nung einbezogenen – Hangkante über die St 2368 hinweg nach Südwesten sichtbar zu erhalten.

64 cc) Die Schutzwürdigkeit der beiden östlichen Teilgebiete wird nicht durch die auf kurzen Teil-
stücken innerhalb und ansonsten außerhalb des Schutzgebiets verlaufenden St 2368 und M
11 in Frage gestellt. Wie oben unter b dd ausgeführt, geht die Schutzwürdigkeit eines Gebiets
nach ständiger Rechtsprechung durch eine Bebauung oder eine sonstige landschaftsfremde
Nutzung nicht ohne weiteres, sondern erst dann verloren, wenn der Landschaftsteil durch die
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der natürlichen Eigenart der Landschaft widersprechenden Eingriffe geprägt wird (vgl. BayVGH,
U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 25 m.w.N.). Dies ist vorliegend nicht der Fall. Für eine
Überprägung des Landschaftsraums durch die beiden Straßen ist nichts ersichtlich.

65 e) Gegen die Schutzbedürftigkeit des von der Landschaftsschutzgebietsverordnung umfassten
Bereichs bestehen keine durchgreifenden Bedenken.

66 Diese ist schon deshalb gegeben, weil im gesamten näheren Umland der Landeshauptstadt
München ein besonders hoher Siedlungsdruck besteht, so dass schutzwürdige Gebiete gene-
rell gefährdet sind (vgl. BayVGH, U.v. 5.7.1983 – 9 N 82 A.365 – NuR 1984, 53). Dieser ver-
stärkt auftretende Siedlungsdruck erhöht die Schutzbedürftigkeit der betroffenen Gebiete (vgl.
BayVGH, U.v. 15.12.1987 – 9 N 87.00667 – NuR 1988, 248; VGH BW, U.v. 15.11.1991 – 5 S
615/91 – NuR 1992, 190). Die hohe Gefährdung der im Schutzgebiet gelegenen Flächen zeigt
sich eindringlich daran, dass der größte Teil des Talraums und große Teile der Hangkanten be-
reits bebaut sind.

67 Die Erforderlichkeit der angegriffenen Landschaftsschutzgebietsverordnung wird nicht dadurch
in Frage gestellt, dass Teilflächen des Schutzgebiets wie z.B. die Feuchtwiesen nahe Taufkir-
chen, bereits in der Biotopkartierung des Freistaats Bayern erfasst sind. Auch wenn die Biotope
bereits dem Schutz des § 30 BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG unterliegen, hindert dies den
Verordnungsgeber nicht, auch diese Flächen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 26 BNa-
tSchG in ein räumlich übergreifendes Landschaftsschutzgebiet miteinzubeziehen (vgl. NdsOVG,
U.v. 29.11.2016 – 4 KN 93/14 – juris Rn. 41 m.w.N.; VGH BW, U.v. 5.10.1993 – 5 S 1266/92 – NuR
1994, 239).

68 Die Schutzbedürftigkeit des Gebiets wird zudem nicht vermindert oder aufgehoben, weil sich
ein Großteil der Grundstücke des nördlichen Teilgebiets im Bereich des Bebauungsplans Nr. 43
„Gassenfeld“ der Gemeinde Taufkirchen befindet und deren Bebauung bereits nach diesem ein-
geschränkt ist bzw. im Falle von dessen – nicht auszuschließender – Unwirksamkeit weitgehend
über § 35 BauGB verhindert werden kann. Maßnahmen des Natur- und Landschaftsschutzes er-
übrigen sich nicht schon deshalb, weil auch mit Maßnahmen des Baurechts eine weitere Besied-
lung des Gebiets verhindert werden könnte (BayVGH, U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn.
39 m.w.N.). Zudem erschöpfen sich die Regelungen der Landschaftsschutzgebietsverordnung
nicht in der Freihaltung von Bebauung; durch weitere (präventive) Verbote bzw. Erlaubnisvorbe-
halte wird sichergestellt, dass Handlungen nicht den Charakter des Gebiets verändern oder dem
besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. Auch die Ausweisung als „regionales Trenngrün Nr. 28
und 29“ im Regionalplan der Region München ändert nichts an der Schutzbedürftigkeit der Flä-
chen.

69 Schließlich kann auch das Argument, eine Unterschutzstellung der Hangkanten als geschütz-
te Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG würde diese ausreichend sichern, die Erforder-
lichkeit nicht widerlegen. Liegen die Voraussetzungen mehrerer der in § 20 Abs. 2 BNatSchG ge-
nannten Schutzkategorien vor, hat die Naturschutzbehörde die Auswahl nach pflichtgemäßem
Ermessen unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vorzunehmen (vgl. BayVGH,
U.v. 28.7.2016 – 14 N 15.1870 – NuR 2016, 790 Rn. 91 m.w.N.). Der Antragsgegner hat ohne Er-
messensfehler die Schutzkategorie des Landschaftsschutzgebiets gewählt, weil mit dieser der
von ihm beabsichtigte umfassende Schutz des landschaftsgeschichtlich bedeutsamen Talraums
des Hachinger Tals mit den Hangkanten des Urstromtals der Isar zu verwirklichen war.

70 f) Die Grenzziehung begegnet auch im Übrigen keinen durchgreifenden Bedenken.

71 Die Antragstellerin kann nicht mit Erfolg einwenden, der Umgriff des Landschaftsschutzgebiets
sei fehlerhaft gewählt worden, weil verschiedene Grundstücke ohne nachvollziehbaren Grund
nicht in den Geltungsbereich der Landschaftsschutzgebietsverordnung miteinbezogen worden
seien. Bei der Grenzziehung naturschutzrechtlicher Schutzgebiete kommt dem Verordnungsge-
ber ein weites Gestaltungsermessen zu (stRspr, vgl. BayVGH, U.v. 15.12.1987 – 9 N 87.00667
– NuR 1988, 248; U.v. 24.6.2016 – 14 N 14.1649 – juris Rn. 32). Er ist insbesondere nicht ver-
pflichtet, alle schutzwürdigen Teile von Natur und Landschaft unter Schutz zu stellen (BVerwG,
B.v. 21.7.1997 – 4 BN 10.97 – NuR 1998, 131). Deshalb kann die (Teil)Nichtigkeit grundsätz-
lich nicht damit begründet werden, dass die Einbeziehung weiterer Flächen von vergleichbarer
Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit unterblieben ist (vgl. BayVGH, U.v. 13.7.2000 – 9 N
96.2311 – juris Rn. 53). Allerdings läge ein Verstoß gegen das aus Art. 3 Abs. 1 GG herzuleiten-
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de Willkürverbot bzw. den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz dann vor, wenn der Verordnungsge-
ber ohne sachlichen Grund einerseits – in weiten Bereichen – weniger schutzwürdige Flächen
miteinbezogen, andererseits besonders schutzwürdige und schutzbedürftige Flächen nicht mit-
einbezogen hätte. Derartiges ist vorliegend nicht festzustellen.

72 Die meisten der insbesondere in der mündlichen Verhandlung benannten Grundstücke sind bei
der Bestimmung der Grenzen des Schutzgebiets nicht in den Umgriff mit aufgenommen worden,
weil dies zu einem Widerspruch zu den – in Auszügen in den Aufstellungsakten befindlichen –
Flächennutzungsplänen der Gemeinden Taufkirchen und Oberhaching (Bl. 98 u. 99 d. A.) und
damit gegebenenfalls zu einem Verstoß gegen die Anpassungspflicht des § 7 Satz 1 BauGB ge-
führt hätte. Hiernach haben öffentliche Planungsträger ihre Planungen dem Flächennutzungs-
plan insoweit anzupassen, als sie diesem Plan nicht widersprochen haben. Auch im Übrigen er-
scheint die Nichteinbeziehung bestimmter Grundstücke jedenfalls nicht willkürlich.

73 aa) Die FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching wurde ausgenommen, da sich dort eine Tennis-
und Sportanlage mit einem Vereinsheim befindet. Die Fläche ist laut Flächennutzungsplan der
Gemeinde Oberhaching – anders als die im Bereich der Further Hangkante gelegene Fläche mit
dort aufgestellten beweglichen Fußballtoren – als Sportplatz gekennzeichnet. Auch der nördli-
che Teilbereich der FlNr. ... sowie die FlNr. .../..., jeweils Gemarkung Oberhaching, wurden nicht
in das Schutzgebiet miteinbezogen, weil diese Flächen ausweislich des Flächennutzungsplans
der Gemeinde Oberhaching ebenfalls als Sportplatz dargestellt sind bzw. dort bereits ein Fuß-
ballplatz besteht. Der Teilbereich östlich der FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching wurde aus-
gespart, da nach den Planungen der Gemeinde Oberhaching auf diesen Grundstücken eine Er-
weiterung des bereits bestehenden Friedhofs erfolgen soll; die Grundstücke sind entsprechend
im Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberhaching als Friedhofsgelände dargestellt. Soweit
der Antragsgegner das nördlich direkt an das Friedhofsgelände anschließende kleine Gebiet zwi-
schen Hangkante und Bebauung nicht in den Schutzgebietsumgriff mit aufgenommen hat, liegt
dies im Bereich des dem Verordnungsgeber zukommenden weiten Gestaltungsermessens. Die
Hangkante ist im nördlichen Teil bereits bebaut und auch westlich dieses kleinen Gebiets be-
steht Bebauung, die wenigen Grundstücke zwischen der Bebauung und dem zur Friedhofserwei-
terung vorgesehenen Gelände durften deshalb als weniger schützenswert angesehen werden.
Zudem liegen diese Grundstücke nach den in der mündlichen Verhandlung übereinstimmend
getroffenen Feststellungen am Hangfuß, sodass auch in diesem Bereich eine Bebauung der sich
im Schutzgebietsumgriff befindlichen Hangkante nicht zu befürchten ist.

74 Ebenfalls der in § 7 Satz 1 BauGB geregelten Anpassungspflicht ist geschuldet, dass im nördli-
chen Teilgebiet südlich der A 995 im Bereich der dortigen Bebauung der weitaus größere Teil
der Hangkante nicht in das Landschaftsschutzgebiet mit aufgenommen worden ist. Zwar sind in
dem in der mündlichen Verhandlung vorgelegten Baulinien- und Bebauungsplan für den Ortsteil
Furth, genehmigt am 24. März 1960, nach den übereinstimmenden Feststellungen aller Betei-
ligten Bauräume festgesetzt, die unter Abgleich mit einem von der Antragstellerin übergebenen
Luftbildplan im Maßstab 1:1000 vor der Hangkante enden. Diese Bauräume werden offensicht-
lich nicht mehr beachtet, da sich die derzeitige Bebauung bis zu 7 m außerhalb dieser Bauräu-
me befindet, jedoch – mit Ausnahme einer derzeit im Bau befindlichen Mauer auf dem Grund-
stück FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching – nicht bis zur Hangkante reicht. Die Entscheidung
des Antragsgegners, die Grenze des Schutzgebiets an den Flurstücksgrenzen verlaufen zu las-
sen, ist dennoch nicht zu beanstanden, da im Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberhaching
für die gesamten Flurstücke dieses Gebiets Wohnbauflächen dargestellt sind.

75 Die Nichteinbeziehung der Hangkante im Süden des westlichen Teilgebiets – der Further Hang-
kante – erklärt sich ebenfalls aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberhaching, der für
dieses Gebiet Wohnbauflächen darstellt; im Übrigen ist die Hangkante bereits bebaut.

76 bb) Die „fingerartige“ Aussparung, eine Teilfläche von FlNr. ... der Gemarkung Taufkirchen (im
Anschluss an eine der vom Geltungsbereich der Landschaftsschutzgebietsverordnung ausge-
nommenen Bauinseln), steht in Übereinstimmung mit dem Bebauungsplan Nr. 43 „Gassenfeld“
der Gemeinde Taufkirchen, der hier einen Bauraum für ein Außenbereichsvorhaben festsetzt.
Auch wenn viel dafür spricht, dass der Bebauungsplan Nr. 43 unwirksam ist, haben Behörden
mangels Normverwerfungskompetenz grundsätzlich von der Gültigkeit eines Bebauungsplans
auszugehen (vgl. BayVGH, B.v. 18.3.2002 – 14 ZB 02.585 – juris Rn. 1). Die Berücksichtigung



- Seite 16 von 23 -

dieser Festsetzung des Bebauungsplans durch den Antragsgegner (vgl. Bl. 2458 R d. A.) ist da-
her nicht zu beanstanden.

77 cc) Hinsichtlich des Verlaufs der östlichen Schutzgebietsgrenze im östlichen Teilgebiet auf Höhe
der FlNr. ... und ... der Gemarkung Oberhaching hat der Antragsgegner dargelegt, dass für die
oberhalb des Hangs gelegenen Grundstücke eine bestandskräftige Kiesabbaugenehmigung vor-
liege und dies der Grund dafür sei, dass ausnahmsweise die Grenze des Schutzgebiets am Hang
verlaufe. Hinsichtlich der weiteren Grenzziehung sei wieder berücksichtigt worden, dass eine
Bebauung oberhalb des Hangs nicht gewünscht sei. Der Knick in der Schutzgebietsgrenze fol-
ge wiederum dem Hangverlauf. Eine ökologisch wertvolle Ausgleichsfläche auf der FlNr. ... der
Gemarkung Oberhaching ist der Grund dafür, dass dort ein breiterer Streifen einbezogen wurde
(vgl. Bl. 2458 R d. A.) Eine Willkürlichkeit der Grenzziehung ist demnach nicht ersichtlich.

78 dd) Der trichterförmige Verlauf der Schutzgebietsgrenze am östlichen Rand des nördlichen Teil-
gebiets im Bereich der Grundstücke FlNr. ... und ..., jeweils Gemarkung Taufkirchen, ist vom An-
tragsgegner sachlich nachvollziehbar damit begründet worden, dass in diesem Bereich der Ha-
chinger Bach fließe, dem im Talraum eine wichtige Verbundfunktion zukomme. Die Verbund-
funktion im weiteren Verlauf sei durch die Hereinnahme des sogenannten Festtagsbachs, der
zwar künstlich angelegt sei, der aber durch den Hachinger Bach gespeist werde, und durch den
vom Grundstück FlNr. ... der Gemarkung Taufkirchen aus in den Hachinger Bach fließenden wei-
teren Bach sichergestellt.

79 ee) Der Umstand, dass die Flächen südlich der FlNr. .../... der Gemarkung Oberhaching nicht in
den Umgriff der Landschaftsschutzgebietsverordnung einbezogen wurden, ist ebenfalls nicht
zu beanstanden. Die südlich dieses Grundstücks gelegene östliche Hangkante ist in diesem Be-
reich durch die unterhalb des Hangs vorhandene Bebauung weitgehend verdeckt. Der freie Blick
auf sie ist lediglich von der St 2363 bzw. von den nördlich im Schutzgebietsumgriff gelegenen
Flächen aus – über das unbebaute – Grundstück FlNr. .../... der Gemarkung Oberhaching hin-
weg möglich. Daher sind auch die Grundstücke oberhalb des Hangs – im Gegensatz zum letzt-
genannten Grundstück – nicht schutzwürdig.

80 ff) Die im nördlichen Teilgebiet liegenden Bebauungsinseln wurden – im Gegensatz zur Hofstelle
P... – zu Recht nicht in den Umgriff des Landschaftsschutzgebiets mit aufgenommen. Die in den
Bebauungsinseln vorhandene massive Bebauung kann nicht mehr als Teil der schützenswerten
Umgebung angesehen werden. Hingegen fügt sich die Hofstelle der Antragstellerin – wie oben
unter b cc ausgeführt – harmonisch in die zu schützende Umgebung ein.

81 gg) Der Vortrag, es sei nicht nachvollziehbar, dass die A 995 und die größten Teile der Staats-
straße (St 2368) im Schutzgebiet lägen, wohingegen ein Teilbereich der St 2368 auf Höhe des
Grundstücks FlNr. ... der Gemarkung Taufkirchen ebenso wie der Gärtnerweg ausgenommen
worden seien, ist ebenfalls nicht geeignet, die Willkürlichkeit der Grenzziehung des Landschafts-
schutzgebiets zu begründen. Den Ausführungen des Antragsgegners hierzu lassen sich sachli-
che Gründe für diese Entscheidungen entnehmen. Danach ist die A 995 aus Gründen der Prak-
tikabilität miteinbezogen worden, da Änderungen an dieser immer eine Änderung der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung nach sich ziehen würden; außerdem bestehe an der A 995 Be-
gleitgrün, das es zu erhalten gelte. Die St 2368 liege im südlichen Bereich als Verbindung zum
Grundstück FlNr. .../... der Gemeinde Oberhaching im Landschaftsschutzgebiet; im weiteren Ver-
lauf sei sie bis auf Höhe der FlNr. ... der Gemarkung Taufkirchen ausgenommen worden und die-
ne als Abgrenzung zwischen Bebauung und Landschaftsschutzgebiet. Im Bereich der FlNr. ... der
Gemarkung Taufkirchen reiche das Landschaftsschutzgebiet zwar beidseits bis an die St 2368
heran; dies aber nur auf einem kurzen Stück, sodass die St 2368 ausgenommen worden sei. Im
oberen nördlichen Bereich befinde sich die St 2368 wieder im Schutzgebiet, da hier große Be-
reiche des Schutzgebiets beidseits der Straße gelegen seien und ein funktionaler Zusammen-
hang zwischen den dortigen Flächen bestehe. Zwar mag die Grenzziehung im Hinblick auf die St
2368 nicht immer sachlich ganz stringent sein; die sich hieraus ergebenden Auswirkungen sind
jedoch so gering, dass sie rechtlich zu vernachlässigen sind. Demgegenüber ist die Aussparung
des Gärtnerwegs im westlichen Teilgebiet unabdingbar, da dieser westlich an die bestehende
Bebauung anschließt, also nicht – wie die anderen Straßen – durch den zu schützenden Land-
schaftsraum verläuft.

82 2. Die Unterschutzstellung beruht nicht auf einer fehlerhaften Abwägung der unterschiedlichen,
einander widerstreitenden öffentlichen und privaten Schutz- und Nutzungsinteressen. Die Ver-
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bote der Landschaftsschutzgebietsverordnung sind – mit Ausnahme der Regelung in § 5 Abs. 1
Satz 2 Nr. 10 (vgl. hierzu unten b aa) – mit höherrangigem Recht vereinbar.

83 § 26 Abs. 1 BNatSchG knüpft die Unterschutzstellung von Gebieten an bestimmte normativ ge-
gebene Voraussetzungen. Sind diese erfüllt, ist der der Naturschutzbehörde verbleibende Hand-
lungsspielraum in erster Linie durch eine dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verpflichtete Wür-
digung der sich gegenüberstehenden Interessen des Naturschutzes auf der einen und der Nut-
zungsinteressen der Grundeigentümer auf der anderen Seite geprägt (stRspr, vgl. BVerwG, B.v.
1.2.2007 – 7 BN 1.07 – juris Rn. 7; HessVGH, U.v. 7.10.2004 – 4 N 3101/00 – NuR 2005, 791).
Hierbei müssen – konkret zutage tretende Interessenkonflikte ausgenommen – nicht sämtliche
tatsächlichen oder mutmaßlichen Nutzungsinteressen abwägend in den Blick genommen wer-
den. Vielmehr ist den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes genügt, wenn etwai-
gen Einzelinteressen durch ein System von Ausnahme- und Befreiungsregelungen Rechnung
getragen und auf diesem Weg eine Würdigung konkreter Situationen im Rahmen einer Einzel-
fallbeurteilung ermöglicht wird (vgl. Gellermann in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 22 BNa-
tSchG Rn. 16; Fischer-Hüftle/J. Schumacher/A. Schumacher in Schumacher/Fischer-Hüftle, BNa-
tSchG, § 22 Rn. 10, jeweils m.w.N.).

84 Regelungen in einer naturschutzrechtlichen Verordnung, die die Nutzbarkeit von Grundstücken
situationsbedingt einschränken, sind keine Enteignungen nach Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG, son-
dern Bestimmungen von Inhalt und Schranken des Eigentums i.S.d. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG
(stRspr, vgl. BVerwG, U.v. 5.2.2009 – 7 CN 1.08 – NuR 2009, 346 Rn. 36 m.w.N.; BayVGH, U.v.
13.7.2000 – 9 N 96.2311 – juris Rn. 48). Dies gilt auch insoweit, als diese Regelungen in konkre-
te, durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützte Rechtspositionen eingreifen. Dem liegt die Vor-
stellung zugrunde, dass jedes Grundstück durch seine Lage und Beschaffenheit sowie die Ein-
bettung in seine Umwelt geprägt wird. Diese Situationsgebundenheit kann zu einer entspre-
chenden Beschränkung der Eigentümerbefugnisse nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG führen. Bei der
Inhalts- und Schrankenbestimmung unterliegt der Normgeber verfassungsrechtlichen Schran-
ken. Er hat insbesondere den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Unverhältnismä-
ßig sind naturschutzrechtliche Nutzungsbeschränkungen vor allem dann, wenn nicht mehr ge-
nügend Raum für einen privatnützigen Gebrauch des Eigentums verbleibt oder wenn eine Nut-
zung, die bisher ausgeübt worden ist oder sich nach Lage der Dinge objektiv anbietet, ohne jeg-
lichen Ausgleich unterbunden wird (vgl. BVerwG, U.v. 5.2.2009 – 7 CN 1.08 – NuR 2009, 346 Rn.
36). Die Grenzen zulässiger Eigentumsinhaltsbestimmung sind auch dann überschritten, wenn
die Nutzungsbeschränkungen ungeeignet sind, die verfolgten Ziele des Landschaftsschutzes zu
erreichen (vgl. BVerwG, U.v. 13.4.1983 – 4 C 76.80 – NuR 1983, 272).

85 a) Der Antragsgegner hat im Normsetzungsverfahren alle für und gegen eine Einbeziehung
der maßgeblichen Flächen sprechenden öffentlichen und privaten Belange, insbesondere die
der Antragstellerin an der künftigen Nutzung ihrer Grundstücke, in die Abwägung eingestellt
und sie unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit entsprechend der ihnen zu-
kommenden Gewichtung gegeneinander abgewogen. Dies ergibt sich aus der der Sitzungsvor-
lage als Anlage 3 beiliegenden ausführlichen „Prüfung der eingegangenen Anregungen und
Einwendungen“ (Bl. 2444 ff. d. A.) und zeigt sich an der Ausgestaltung der Regelungen der
Landschaftsschutzgebietsverordnung.

86 Bei den betroffenen Grundstücken handelt es sich vielfach um (teilweise intensiv) landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke, deren Bodennutzung wie bisher weitergeführt werden kann.
Die Landschaftsschutzgebietsverordnung sieht in ihrem § 6 Nr. 2 vor, dass die ordnungsgemäße
land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 BayNatSchG von den Beschrän-
kungen der Verordnung ausgenommen bleibt und räumt damit den privaten Nutzungsinteres-
sen insoweit grundsätzlich den Vorrang vor den Landschaftsschutzbelangen ein. Eine landwirt-
schaftliche Bodennutzung in diesem Sinne stellt aus Sicht des Senats auch der von einem Land-
wirt durchgeführte großflächige Anbau von Erdbeeren dar. Hinsichtlich der in § 5 Abs. 1 Satz 2
Nr. 16 bis 18 der Landschaftsschutzgebietsverordnung geregelten (präventiven) Verbote insbe-
sondere des Anbaus bestimmter Energiepflanzen, die auch für die ordnungsgemäße land- und
forstwirtschaftliche Bodennutzung gelten, konnte der Antragsgegner im Rahmen der Abwägung
ohne Abwägungsfehler dem öffentlichen Interesse an Natur und Landschaft den Vorrang gegen-
über den Eigentümerinteressen geben, zumal er den Anbau örtlich traditionell angebauter Feld-
früchte wie Mais keiner Erlaubnispflicht unterstellt hat (vgl. im Einzelnen unten b bb). Da die
landwirtschaftliche Bodennutzung trotz der Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet – jeden-
falls weitgehend – wie bisher fortgeführt werden kann, ist nicht ersichtlich, wie sich eine spürba-



- Seite 18 von 23 -

re nachteilige Auswirkung auf die weitere Verpachtung und den zu erzielenden Ertrag ergeben
sollte (vgl. BayVGH, U.v. 13.7.2000 – 9 N 98.3587 – juris Rn. 53). Zwar ist nicht auszuschließen,
dass der Grundstücksmarkt oder Banken, etwa bei einer Beleihung der Grundstücke, auf deren
nunmehrige Lage im Landschaftsschutzgebiet reagieren werden. Aus dem Gewährleistungsge-
halt der Eigentumsgarantie lässt sich aber kein Recht auf bestmögliche Nutzung des Eigentums
ableiten. Eine Minderung der Wirtschaftlichkeit ist grundsätzlich ebenso hinzunehmen wie eine
Verschlechterung der Verwertungsaussichten (vgl. BVerwG, U.v. 10.7.2012 – 7 A 11.11 – BVerw-
GE 143, 249 Rn. 74; BayVGH, U.v. 13.7.2000 a.a.O.). Der Antragsgegner hat diesen Aspekt in
seine Abwägung miteinbezogen und ohne Fehler behandelt (vgl. Bl. 2463 R d. A.).

87 Der Antragsgegner hat sich im Rahmen der Prüfung der Einwendungen auch mit den Interessen
der Landwirte am Bau weiterer landwirtschaftlicher Gebäude befasst (vgl. z.B. Bl. 2452 V, 2454
R und 2460 R d. A.). Er hat insbesondere die Privilegierungstatbestände des § 35 Abs. 1 und 4
BauGB gesehen, ist aber zu dem Ergebnis gelangt, dass selbst verfahrensfreie Vorhaben wie
etwa kleinere Stadel bei entsprechender Situierung oder größerer Anzahl die Landschaft, ins-
besondere die zu schützenden Hangkanten, erheblich beeinträchtigen könnten. Die Erlaubnis-
pflicht nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Landschaftsschutzgebietsverordnung sei daher auch in
Bezug auf derartige Vorhaben erforderlich, um deren Auswirkungen im Sinne des Landschafts-
schutzes steuern zu können. Dies ist ebenso wenig zu beanstanden wie die weitere Annahme
des Antragsgegners, auch Nutzungsänderungen bestehender Gebäude könnten mit negativen
Auswirkungen auf das Landschaftsbild oder den Erholungswert der Landschaft verbunden sein,
etwa wegen verstärkten Verkehrsaufkommens oder zusätzlichen Lärms. Im Ergebnis geht der
Antragsgegner aber zu Recht davon aus, dass sich an der Zulässigkeit von baulichen Anlagen –
insbesondere auf der Hofstelle der Antragstellerin – bei Berücksichtigung der Belange der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung gegenüber der bisherigen Rechtslage wenig ändern wird, da
nach § 5 Abs. 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung ein Anspruch auf die Erteilung einer
Erlaubnis besteht, wenn der besondere Schutzzweck der Verordnung nach § 3 einem Bauvorha-
ben nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets nicht verändert wird. Dementsprechend
hält der Antragsgegner sogar zusätzliche landwirtschaftliche Gebäude im Bereich der Hofstelle
P..., die sich größenmäßig am Bestand orientieren, aus naturschutzfachlicher Sicht für durchaus
denkbar, zumal der Hof bereits gut eingegrünt sei. Der Vorbehalt diene lediglich dem Zweck,
die Errichtung oder (Nutzungs)Änderung von baulichen Anlagen auf ihre Verträglichkeit mit den
Schutzzwecken der Landschaftsschutzgebietsverordnung prüfen zu können. In bestehende Nut-
zungen werde nicht eingegriffen. Nach alledem ist nichts dafür ersichtlich, dass es durch die
Landschaftsschutzgebietsverordnung zu gravierenden oder unzumutbaren Einschränkungen
kommen wird – zu den einzelnen präventiven Verboten siehe unten b –, so dass sich die Frage
einer ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung (vgl. hierzu § 68 BNatSchG, Art.
42 BayNatSchG) voraussichtlich nicht stellt. Auch wenn verfahrensfreie Gebäude i.S.d. Art. 57
BayBO nunmehr der Erlaubnispflicht nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung unterliegen, ist der Aufwand für einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis gering,
ohne weiteres zumutbar und im Interesse des Schutzes von Natur und Landschaft sachlich ge-
rechtfertigt (vgl. BayVGH, U.v. 13.7.2000 – 9 N 96.2311 – juris Rn. 51); bei genehmigungsbe-
dürftigen Bauvorhaben wird die Erlaubnis durch die gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO erforderliche
Baugenehmigung ersetzt (Art. 18 Abs. 1 BayNatSchG).

88 b) Auch im Übrigen sind – mit Ausnahme von § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Landschaftsschutzge-
bietsverordnung (aa) – die Verbote mit höherrangigem Recht vereinbar (bb).

89 aa) § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Landschaftsschutzgebietsverordnung ist im tenorierten Umfang,
also insoweit unwirksam, als eine Erlaubnispflicht für das Fahren und Abstellen von Kraftfahr-
zeugen auf im Gebietsumgriff liegenden Grundstücken mit baurechtlich zulässigen Nutzungen
besteht. Im Übrigen ist das Verbot wirksam.

90 (1) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Landschaftsschutzgebietsverordnung bedarf einer Erlaub-
nis, wer beabsichtigt, außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und
Plätze mit Kraftfahrzeugen zu fahren oder diese dort abzustellen; ausgenommen sind Fahrzeuge
zur land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung, Polizeifahrzeuge und Fahrzeuge der Bewoh-
ner, Besucher und Lieferanten des Anwesens P.... Die Teilunwirksamkeit dieser Regelung konn-
te festgestellt werden, obwohl mangels nachteiliger Betroffenheit kein Interesse der Antragstel-
lerin an dieser Feststellung ersichtlich ist. Sie unterliegt als Eigentümerin des Anwesens P... aus-
drücklich nicht diesem Erlaubnisvorbehalt; die Ausnahme erstreckt sich ersichtlich auf den ge-
samten Anliegerverkehr zu ihrer Hofstelle. Die teilweise Unwirksamkeitserklärung ergibt sich
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aus der Funktion des Normenkontrollverfahrens als eines (auch) objektiven Prüfungsverfahrens
(vgl. BVerwG, B.v. 18.7.1989 – 4 N 3.87 – BVerwGE 82, 225).

91 (2) Für andere Grundeigentümer als die Antragstellerin, die eine baurechtlich zulässige Nut-
zung, etwa zu Wohnzwecken, in dem von der Landschaftsschutzgebietsverordnung umfassten
Gebiet ausüben – dies betrifft insbesondere die an öffentlichen Straßen liegenden Grundstücke
FlNr. .../... der Gemarkung Oberhaching und FlNr. .../... der Gemarkung Taufkirchen –, stellt § 5
Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Landschaftsschutzgebietsverordnung einen unverhältnismäßigen Ein-
griff in ihr Eigentum dar, da er ihnen bzw. ihren Besuchern etc. untersagt, erlaubnisfrei auf ih-
re Grundstücke mit – nicht land- und forstwirtschaftlichen Zwecken dienenden – Fahrzeugen zu
fahren und dort zu parken. Ein solches (präventives) Verbot ist ersichtlich zur Erreichung der
Schutzzwecke der Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht erforderlich.

92 Soweit gerügt wird, § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 der Landschaftsschutzgebietsverordnung stelle
auch die Zufahrt von Krankenwagen, Feuerwehr und Müllfahrzeugen in das Landschaftsschutz-
gebiet unter Erlaubnisvorbehalt, kann dem nicht gefolgt werden. Die Zufahrt zum Anwesen P...
bzw. auf öffentlich gewidmeten Straßen zu anderen Grundstücken ist – wie oben ausgeführt –
ohnehin gestattet. Im Übrigen genießen solche Fahrzeuge Sonderrechte (vgl. z.B. § 35 StVO)
und dürfen insbesondere aus übergeordneten Gründen, etwa im Notfall, Grundstücke anfahren.
Dafür, dass der Verordnungsgeber in diese Sonderrechte eingreifen wollte, ist nichts ersicht-
lich. Insbesondere spricht hierfür auch nicht der Umstand, dass Polizeifahrzeuge ausdrücklich
vom Erlaubnisvorbehalt ausgenommen wurden; dies ist nur deshalb geschehen, weil die Polizei
– im Gegensatz zu anderen Stellen – mit Schreiben vom 13. Dezember 2013 (Bl. 1952 d. A.) aus-
drücklich darum gebeten hatte. Auch aus der Sicht des Gerichts wäre allerdings eine entspre-
chende Klarstellung seitens des Verordnungsgebers wünschenswert gewesen.

93 (3) Die vom Senat festgestellte Unwirksamkeit hat nicht die Ungültigkeit der Vorschrift insge-
samt oder sonstiger Teile der Landschaftsschutzgebietsverordnung zur Folge. Der fehlerfreie
Teil der Regelung bleibt objektiv sinnvoll und ist subjektiv vom Willen des Verordnungsgebers
umfasst (vgl. zur Anwendbarkeit des § 139 BGB im Rahmen eines Bebauungsplans BVerwG, B.v.
6.4.1993 – 4 NB 43.92 – NuR 1994, 189). Insoweit ist der Erlaubnisvorbehalt in § 5 Abs. 1 Satz
2 Nr. 10 der Landschaftsschutzgebietsverordnung auch rechtlich nicht zu beanstanden. Er ent-
spricht weitgehend der schon bestehenden Gesetzeslage (vgl. Art. 57 Abs. 4 Nr. 2 und 3 BayNa-
tSchG) und dient den in § 3 Nr. 1 Alt. 1, Nr. 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung genann-
ten Zwecken, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und wiederherzustellen und
ein Naherholungsgebiet zu sichern bzw. den Erholungsverkehr zu ordnen und zu lenken (s. auch
§ 26 Abs. 2 BNatSchG). Andere Teile der Landschaftsschutzgebietsverordnung sind von der teil-
weisen Unwirksamkeit der Bestimmung schon deshalb nicht erfasst, weil diese nur ganz wenige
(bebaute) Grundstücke betrifft und im Vergleich zum Gesamtinhalt der Verordnung nur von un-
tergeordneter Bedeutung ist.

94 bb) Mit Blick auf die in § 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung geregelten Schutzzwecke
und wegen der in § 5 Abs. 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung geregelten Pflicht zur Er-
teilung einer Erlaubnis (ergänzt durch die Befreiungsmöglichkeit in § 7 der Landschaftsschutzge-
bietsverordnung) stellen sich auch die übrigen (präventiven) Verbote der Landschaftsschutzge-
bietsverordnung nicht als unverhältnismäßige Eingriffe in das Eigentum dar, sondern als hinrei-
chend bestimmte Inhaltsbestimmungen i.S.d. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG; Anhaltspunkte für Ver-
stöße gegen das Übermaßverbot sind nicht ersichtlich. Dies gilt insbesondere für die nachfol-
genden Regelungen:

95 (1) § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 18 der Landschaftsschutzgebietsverordnung stellt den Anbau von Ener-
giepflanzen, die aufgrund ihres unkontrollierbaren Verbreitungsverhaltens heimische Wild- und
Kulturpflanzen verdrängen können oder die aufgrund ihrer äußeren Eigenschaften eine Beein-
trächtigung oder Verfremdung der Landschaft darstellen können, mit Ausnahme von örtlich tra-
ditionell angebauten Feldfrüchten, unter Erlaubnisvorbehalt. Unzumutbare Beschränkungen er-
geben sich hieraus nicht. Den Eigentümern landwirtschaftlicher Flächen wie auch der Antrag-
stellerin werden – soweit ersichtlich – weder bisher ausgeübte Nutzungen verboten noch Nut-
zungen untersagt, die sich nach Lage der Dinge objektiv anbieten. Der Erlaubnisvorbehalt ist
geeignet, den Schutzzwecken der Landschaftsschutzgebietsverordnung, die Leistungsfähigkeit
des Naturhaushalts zu erhalten und die Eigenart der Landschaft zu bewahren (vgl. § 3 Nr. 1 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung), zu dienen. Was die invasiven Pflanzen betrifft (vgl. hier-
zu auch die Begriffsbestimmung in § 7 Abs. 2 Nr. 9 BNatSchG), gilt es, die größtenteils ökolo-
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gisch wertvollen Hangkanten, die Feuchtwiesen und die sonstigen ökologisch wertvollen Flä-
chen vor diesen Pflanzen zu schützen (vgl. auch § 40 Abs. 1 BNatSchG), zumal diese in Biotopen
nur händisch entfernt werden dürfen und nicht, wie z.B. auf Ackerflächen, mit chemischen Mit-
teln. Soweit (zusätzlich) Energiepflanzen verboten sind, die aufgrund ihrer äußeren Eigenschaf-
ten zu einer Verfremdung der Landschaft führen können – hier nennt die Verordnung beispiel-
haft das Sudangras –, erscheint auch dies grundsätzlich noch von den Schutzzwecken der Ver-
ordnung gedeckt und letztlich für die Landwirte auch von untergeordneter Bedeutung. Die über-
mäßige Wuchshöhe, die einige beispielhaft angeführte Pflanzen erreichen können (z.B. Sudang-
ras bis 3 m Höhe, Pfahlrohr bis 6 m Höhe), würde die Eigenart der Landschaft jedenfalls inso-
weit beeinträchtigen, als durch sie die Blickbeziehung zu den Hangkanten gestört werden kann.
Zwar könnte dies auch durch den Anbau von Mais der Fall sein; hinsichtlich des Anbaus dieser
zwar aus ökologischer Sicht umstrittenen, bei vielen Landwirten aber sehr beliebten Energie-
pflanze hat der Verordnungsgeber aber aus Verhältnismäßigkeitsgründen zu Recht den Interes-
sen der Landwirtschaft den Vorrang eingeräumt. Das (lediglich präventive) Verbot wird zudem
durch den Erlaubnisvorbehalt in § 5 Abs. 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung abgemil-
dert. Danach ist eine Erlaubnis nach Absatz 1 zu erteilen, wenn der besondere Schutzzweck der
Verordnung den Handlungen nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets nicht verän-
dert wird. Der bloße Aufwand für einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis für den Anbau von
im konkreten Einzelfall nicht beeinträchtigenden Energiepflanzen ist gering, ohne weiteres zu-
mutbar und im Interesse des Schutzes von Natur und Landschaft sachlich gerechtfertigt (vgl.
BayVGH, U.v.13.7.2000 – 9 N 96.2311 – juris Rn. 51).

96 Ein Verstoß des § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 18 der Landschaftsschutzgebietsverordnung gegen das
Bestimmtheitsgebot als Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 3 GG bzw. Art. 3
Abs. 1 Satz 1 BV) ist ebenfalls nicht ersichtlich. Die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe
wie „unkontrollierbares Verbreitungsverhalten“ und „Beeinträchtigung oder Verfremdung der
Landschaft aufgrund ihrer äußeren Eigenschaften“ ist zulässig und verstößt auch im Rahmen
von bußgeldbewehrten Tatbeständen (vgl. § 8 Abs. 1 Nr. 2 der Landschaftsschutzgebietsver-
ordnung) nicht gegen den dort anwendbaren Grundsatz „nulla poena sine lege“ (Art. 103 Abs.
2 GG), der einen über das allgemeine rechtsstaatliche Gebot der genügenden Bestimmtheit
von Rechtsnormen hinausgehenden strengen Gesetzesvorbehalt enthält (vgl. BayVerfGH, E.v.
30.9.2014 – Vf. 1-VII-14 – NuR 2015, 116 Rn. 36 m.w.N.). Gegen die Verwendung unbestimm-
ter Rechtsbegriffe bestehen keine Bedenken, wenn sich mithilfe der üblichen Auslegungsme-
thoden, insbesondere durch Heranziehung anderer Vorschriften desselben Gesetzes, durch Be-
rücksichtigung des Normzusammenhangs oder aufgrund gefestigter Rechtsprechung eine zu-
verlässige Grundlage für die Auslegung und Anwendung der Vorschrift gewinnen lässt. § 5 Abs.
1 Satz 2 Nr. 18 der Landschaftsschutzgebietsverordnung nennt selbst Beispiele für Pflanzen, die
die o.g. Voraussetzungen erfüllen, wie Miscanthus, Sudangras, Pfahlrohr, Topinambur, sodass
sich Anhaltspunkte für die Auslegung des Begriffs finden lassen. Im Zweifelsfall kann vom Be-
troffenen erwartet werden, dass er sich durch Nachfrage bei der zuständigen Behörde sachkun-
dig macht (vgl. BayVerfGH, E.v. 30.9.2014 – Vf. 1-VII-14 – NuR 2015, 116 Rn. 37 m.w.N.). Abge-
sehen davon hat das Bundesamt für Naturschutz eine graue Liste über potentiell invasive bzw.
eine schwarze Liste über invasive Pflanzen erstellt, sodass auch auf diesem Wege eine entspre-
chende Information zu erlangen ist.

97 (2) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 der Landschaftsschutzgebietsverordnung ist die kleingärtneri-
sche Nutzung von Flächen mit Ausnahme von Gemüse auf nicht eingezäunten Ackerparzellen
verboten. Der hier verwendete Begriff „kleingärtnerische Nutzung“ verstößt weder gegen das
Bestimmtheitsgebot noch unterfällt die gärtnerische Nutzung von Hausgärten (vgl. zu diesem
Begriff auch § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 der Landschaftsschutzgebietsverordnung) der Erlaubnis-
pflicht. Der Begriff „kleingärtnerisch“ ist i.S.d. § 1 des Bundeskleingartengesetzes (BKleingG)
vom 28. Februar 1983 (BGBl I S. 210) zu verstehen und auch ohne ausdrückliche Bezugnahme
auf diese Regelung eindeutig definiert. Der Antragsgegner hat auf dieses Begriffsverständnis
wiederholt in der „Prüfung der eingegangenen Anregungen und Einwendungen“ vom 26. No-
vember 2013 hingewiesen (vgl. z.B. Bl. 2453 V d. A.). Ein Hausgarten erfüllt nicht die Vorausset-
zungen des § 1 BKleingG, da er nicht in einer Anlage liegt, in der mehrere Einzelgärten mit ge-
meinschaftlichen Einrichtungen, z.B. Wegen, Spielflächen und Vereinshäusern, zusammenge-
fasst sind. Der Erlaubnisvorbehalt ist im Hinblick auf die in Kleingärten regelmäßig vorhandenen
Einrichtungen und Beschränkungen des Zugangs zu diesen Flächen durch die Schutzzwecke des
§ 3 Nr. 1 Alt. 2 und § 3 Nr. 2 der Landschaftsschutzgebietsverordnung, wonach die Eigenart der
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Landschaft zu bewahren ist und Störungen der Erholungssuchenden vermieden werden sollen,
gerechtfertigt und wegen der getroffenen Ausnahme auch verhältnismäßig.

98 (3) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 17 der Landschaftsschutzgebietsverordnung steht die Vornahme
von Erstaufforstungen unter Erlaubnisvorbehalt. Die Aufnahme des Er-laubnisvorbehalts recht-
fertigt sich aus den in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b der Landschaftsschutzgebietsverordnung
genannten Schutzzwecken, wonach die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts erhalten und
wiederhergestellt werden und der Lebensraum für die dortigen Vorkommen der in Bayern und
im Naturraum gefährdeten und rückläufigen Pflanzen- und Tierarten geschützt und entwickelt
werden soll. Eine Veränderung insbesondere von biotopkartierten Flächen durch Aufforstungen
könnte deren ökologische Wertigkeit maßgeblich beeinträchtigen. Im Übrigen rechtfertigt sich
die Aufnahme des Erlaubnisvorbehalts aus § 3 Nr. 1 Alt. 2 der Landschaftsschutzgebietsverord-
nung, wonach die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft bewahrt werden soll. (Groß-
flächige) Aufforstungen würden das Landschaftsbild des offenen Talraums, der mit Baumgrup-
pen und Hecken gegliedert ist, beeinträchtigen. Die Aufforstung nicht forstlich genutzter Grund-
stücke bzw. auf nicht zur Aufforstung vorgesehenen Flächen mit Waldbäumen durch Saat oder
Pflanzung bedarf ohnehin bereits nach Art. 16 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 BayWaldG der Erlaubnis. Die
Ersatzpflanzung von Bäumen unterliegt nicht der Erlaubnispflicht.

99 (4) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 der Landschaftsschutzgebietsverordnung ist eine Erlaubnis er-
forderlich für eine oberirdisch über den zugelassenen Gemeingebrauch hinausgehende Wasser-
entnahme, für eine Veränderung von Gewässern, deren Ufern, des Zu- und Ablaufs, für die Her-
stellung neuer Gewässer oder die Errichtung von Dränanlagen. Die Aufnahme des Erlaubnisvor-
behalts rechtfertigt sich aus den in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung genannten Schutzzwecken, wonach die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts er-
halten und wiederhergestellt werden und der Lebensraum für die dortigen Vorkommen der in
Bayern und im Naturraum gefährdeten und rückläufigen Pflanzen- und Tierarten geschützt und
entwickelt werden soll. Sie ist darin begründet, dass die ökologisch wertvollen Feuchtwiesen
und Auen durch (weitere) Entwässerung bedroht sind, wodurch die Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushalts beeinträchtigt wird. Soweit die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 der Landschaftsschutzge-
bietsverordnung vorgesehenen Maßnahmen im Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung geschehen, sind sie nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 der Landschaftsschutz-
gebietsverordnung ohnehin von der Erlaubnispflicht freigestellt.

100 (5) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 16 der Landschaftsschutzgebietsverordnung steht die maschinel-
le Räumung von Entwässerungs- und Vorflutgräben unter Erlaubnisvorbehalt. Die Aufnahme des
Erlaubnisvorbehalts rechtfertigt sich ebenfalls aus den in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzwecken. Die Regelung ist zum Schutz der
Feuchtwiesen erforderlich. Bei einer zu tiefen Räumung besteht die Gefahr, dass die geschütz-
ten Nass- und Feuchtwiesen weiter entwässert werden und so ihre Funktion als Lebensraum ge-
fährdeter Tier- und Pflanzenarten verlieren. Ob eine maschinelle Räumung erlaubnisfähig ist,
kann so im Einzelfall anhand der konkreten Umstände vor Ort und der beabsichtigten Vorge-
hensweise geprüft werden. Sollte sie tatsächlich nicht genehmigungsfähig sein, so kann der
Graben gegebenenfalls von Hand geräumt werden.

101 (6) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 der Landschaftsschutzgebietsverordnung steht die vollständige
oder teilweise Beseitigung von Bäumen, Hecken oder sonstigen Gehölzen außerhalb des Waldes
unter Erlaubnisvorbehalt. Die Aufnahme des Erlaubnisvorbehalts rechtfertigt sich aus den in §
3 Nr. 1 der Landschaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzwecken, wonach die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild, das durch Gehölzstrukturen belebt
wird, erhalten werden sollen (vgl. auch § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG, Art. 16 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 BayNatSchG). Erforderliche Pflegemaßnahmen werden vom Erlaubnisvorbehalt nicht er-
fasst.

102 (7) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 der Landschaftsschutzgebietsverordnung steht die Durchfüh-
rung organisierter Veranstaltungen in der freien Natur, die nach ihrer Art und ihrem Umfang und
nach den örtlichen Gegebenheiten eine Beeinträchtigung der betroffenen Grundstücke und de-
ren Umgebung erwarten lassen, unter Erlaubnisvorbehalt. Die Aufnahme des Erlaubnisvorbe-
halts rechtfertigt sich aus dem in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b, Alt. 2 sowie § 3 Nr. 2 der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzwecken, wonach die Leistungsfähigkeit
des Naturhaushalts erhalten und wiederhergestellt, der Lebensraum für die dortigen Vorkom-
men der in Bayern und im Naturraum gefährdeten und rückläufigen Pflanzen- und Tierarten ge-
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schützt und entwickelt werden sollen und Beeinträchtigungen der freien Landschaft durch die
Errichtung temporärer oder fester Bauten sowie Störungen der Erholungssuchenden vermieden
werden sollen. Diesen Schutzzwecken kann nur dann Geltung verschafft werden, wenn eine Ein-
zelfallprüfung jeder geplanten Veranstaltung hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts, den Lebensraum von Tieren und Pflanzen sowie das Landschafts-
bild stattfinden kann. Bezüglich der Abhaltung des jährlichen Taufkirchner Johannisfeuers auf
FlNr. ... der Gemarkung Taufkirchen hat der Antragsgegner bereits bekundet, dass gegen die Er-
teilung einer Erlaubnis grundsätzlich keine Bedenken bestehen, da bisher bei der Veranstaltung
keine Bauten errichtet worden seien, die Veranstaltung nur einmal im Jahr stattfinde und ein
ausreichender Abstand zu den Feuchtwiesen eingehalten werde; die durch die Veranstaltung
beeinträchtigte Grasnarbe regeneriere sich innerhalb weniger Wochen, sodass keine bleibenden
Schäden zu befürchten seien.

103 (8) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 14 der Landschaftsschutzgebietsverordnung steht das Grillen, Er-
richten von offenen Feuerstätten und das Anzünden von unverwahrtem Feuer im Rahmen der
Erholungsnutzung in der freien Natur unter Erlaubnisvorbehalt. Die Aufnahme des Erlaubnisvor-
behalts rechtfertigt sich ebenfalls aus den in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und Buchst. b sowie § 3 Nr. 2 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzwecken. Aus dem Wortlaut des § 5 Abs.
1 Satz 2 Nr. 14 der Landschaftsschutzgebietsverordnung ergibt sich, dass der Erlaubnisvorbe-
halt lediglich Feuerstellen im Rahmen der Erholungsnutzung in der freien Natur erfasst und da-
mit private Gärten nicht davon betroffen sind. Für das Grillen am Autobahnweiher war schon
bisher – unabhängig von der Landschaftsschutzgebietsverordnung – eine Erlaubnis nach Art. 17
Abs. 1 BayWaldG erforderlich, da sich alle dort denkbaren Standorte im Bereich einer Entfer-
nung von weniger als 100 m zum Wald befinden.

104 (9) Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 19 der Landschaftsschutzgebietsverordnung bedarf einer Erlaub-
nis, wer Hunde in den in den Schutzgebietskarten markierten Bereichen zwischen dem 15. März
und dem 31. Juli jeden Jahres ohne Leine oder an einer mehr als drei Meter langen Leine laufen
lässt. Die Aufnahme dieses Erlaubnisvorbehalts rechtfertigt sich aus den in § 3 Nr. 1 Alt. 1 und
Buchst. b der Landschaftsschutzgebietsverordnung genannten Schutzzwecken. In den Wiesen
und Feldern beidseits des P... Wegs brüten zahlreiche geschützte Vogelarten, wie z.B. Rohrsän-
ger, Schafstelze, Kiebitz, Feldlerche und Wasserralle. Es gilt zu unterbinden, dass Hunde vom
P... Weg aus in diese Flächen laufen und die Vögel während des Brutgeschäfts empfindlich stö-
ren. Da die Tiere nicht nur auf den Feuchtwiesen, sondern oft auch auf den anderen Wiesen und
Äckern brüten, ist ein durchgehender Regelungsbereich entlang des P... Wegs erforderlich. Bei
der Ausgleichsfläche auf dem Grundstück FlNr. ... der Gemarkung Oberhaching soll vermieden
werden, dass die dort angelegten Amphibiengewässer als Hundebad verwendet und darin be-
findlicher Laich oder Kaulquappen zerstört werden.

105 Es verstößt nicht gegen das Bestimmtheitsgebot, dass die Kennzeichnung des Gebiets, in dem
ein Hundeanleingebot besteht, in Verordnungstext und Karte nicht einheitlich vorgenommen
worden ist. Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 19 der Landschaftsschutzgebietsverordnung gilt dieses
in den in den Schutzgebietskarten durch Schraffur dargestellten Bereichen. In den Schutzge-
bietskarten sind die entsprechenden Gebiete jedoch mit der Farbe „rosa“ markiert. Bestimmt
der Verordnungsgeber beispielweise den räumlichen Geltungsbereich einer Landschaftsschutz-
gebietsverordnung sowohl durch wörtliche Umschreibung im Verordnungstext selbst als auch
durch Bezugnahme auf eine Karte, so genügt es rechtsstaatlichen Anforderungen an die Norm-
klarheit und -bestimmtheit, wenn der räumliche Geltungsbereich nach einer der beiden Metho-
den hinreichend bestimmbar ist. Die Festlegung des räumlichen Geltungsbereichs einer Verord-
nung kann sowohl durch wörtliche Umschreibungen im Verordnungstext selbst als auch durch
den Abdruck einer genauen Karte in der Verordnung oder aber – wenn diese beiden Möglichkei-
ten ausscheiden – durch wörtliche Umschreibung in groben Umrissen unter Bezugnahme auf
Karten oder Verzeichnisse in rechtsstaatlich einwandfreier Weise geschehen (vgl. Art. 51 Abs. 3
Satz 1 LStVG; BVerwG, U.v. 27.1.1967 – IV C 105.65 – BVerwGE 26, 129; B.v. 16.5.1991 – 4 NB
26.90 – BVerwGE 88, 204; BayVGH, U.v. 22.11.2001 – 9 N 98.3640 – juris Rn. 27 m.w.N.). Ent-
sprechendes hat für eine dem Bestimmtheitsgebot genügende Beschreibung des Geltungsbe-
reichs des Hundeanleingebots zu gelten. Aus der Textfassung des § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 19 der
Landschaftsschutzgebietsverordnung ergibt sich, dass das Hundeanleingebot nur in Teilberei-
chen der Landschaftsschutzgebietsverordnung gelten soll. Laut Legende der Schutzgebietskar-
ten (im Maßstab 1:5000 und 1:25000) ist das Gebiet, in dem das „Hundeanlein-Gebot nach § 5
Abs. 1 Nr. 19“ gilt, mit der Farbe „rosa“ gekennzeichnet; dieses Gebiet ist in der Karte entspre-
chend markiert. Der räumliche Geltungsbereich ist jedenfalls durch die wörtliche Beschreibung
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in der Legende im Zusammenspiel mit der farblichen Kennzeichnung in der jeweiligen Schutzge-
bietskarte hinreichend bestimmt.

106 Da lediglich eine Teilbestimmung des § 5 der angegriffenen Landschaftsschutzgebietsverord-
nung nicht mit höherrangigem Recht im Einklang steht, war dem Normenkontrollantrag nur in-
soweit stattzugeben.

107 Angesichts des nur sehr untergeordneten Erfolgs der Antragstellerin hält es der Senat für ange-
messen, dieser die gesamten Verfahrenskosten nach § 154 Abs. 1 VwGO aufzuerlegen (vgl. den
Rechtsgedanken des § 155 Abs. 1 Satz 3VwGO).

108 Die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 Abs. 2 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

109 Die Revision ist nicht zuzulassen, weil kein Zulassungsgrund nach § 132 Abs. 2 VwGO vorliegt.

110 Der Antragsgegner hat die Entscheidungsformel hinsichtlich der für unwirksam erklärten
Rechtsvorschrift in derselben Weise zu veröffentlichen wie die Rechtsvorschrift bekannt zu ma-
chen wäre (§ 47 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 VwGO).
 

111 Beschluss

112 Der Streitwert wird auf 20.000 Euro festgesetzt.

113 Gründe

114 Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 1 und 8 GKG. Sie orientiert sich an Nr. 29.2 i.V.m.
Nr. 9.8.1 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 (NVwZ-Beilage 2013,
57).
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